
Gestaltungssatzung

Innenstadt Geldern

Leitfaden für die Bürgerinnen und Bürger

Der Rat der Stadt Geldern hat in seiner Sitzung am 19.12.2019 die Satzung
über die Gestaltung von Werbeanlagen (Werbeanlagensatzung) gemäß §
89 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Landesbauordnung NRW (LBauO NRW) vom
21.07.2018 (GV. NRW. S. 421), geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom
26.03.2019 (GV. NRW. S. 193) beschlossen. Gleichzeitig tritt die Satzung
über die Gestaltung von baulichen Anlagen, Werbeanlagen und Warenau-
tomaten "Innenstadt Geldern" der Stadt Geldern vom 23.12.2003, soweit
sie Werbeanlagen betrifft, außer Kraft.
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Anlass und Ziele

Die heutige Innenstadt
Die Stadt Geldern gehört zu den
Städten am Niederrhein, die in ei-
ner reizvollen Landschaft eingebet-
tet sind und sich bis heute ihren
besonderen kleinmaßstäblichen
Charakter im Stadtbild erhalten ha-
ben. So ist die Innenstadt vielfach
geprägt durch qualitätsvolle Stra-
ßen- und Platzräume, schmale Ge-
bäudefassaden, geringe Gebäu-
dehöhen und homogene Dach-
landschaften. Größtenteils herrscht
ein aufeinander abgestimmtes, für
die Region typisches Stadtbild vor.

Dieser positve Eindruck beruht auf
der meist noch vorhandenen,
kleinteiligen historischen Grund-
stücksstruktur. Aufgrund seines
guten Erhaltungszustandes beein-
flusst der historische Stadtgrund-
riss nachhaltig die baugestalteri-
sche Eigenart der Innenstadt. Ver-
bunden mit maßvollen Gebäude-
höhen und einer weitgehenden Be-
schränkung auf wenige regional-
typische Materialien für die Fassa-
den und Dächer ergibt sich hier-
durch der besondere Gestaltungs-
charakter der Innenstadt Gelderns.

Darüber hinaus besitzt die Innen-
stadt ein attraktives und breit ge-
fächertes Einzelhandelsangebot,
welches neben der Deckung des
städtischen Bedarfs auch der Ver-

sorgung der Umgebung dient. Und
nicht zuletzt bildet die Aufenthalts-
qualität der Innenstadt mit ihren
Straßen- und Platzräumen den ge-
stalterischen Rahmen für ein posi-
tives Einkaufserlebnis.

Die Ziele der Satzung
Der Erhalt und die Weiterentwick-
lung des charakteristischen Orts-
und Stadtbildes ist das zentrale Ziel
dieser Satzung. Dies soll erreicht
werden durch:
• die verstärkte Erhaltung ortsbild-

prägender Gebäude, Gebäude-
ensembles und Freiräume,

• die Vermeidung von solchen Ver-
änderungen an der Bau- und
Freiraumgestaltung, die das cha-
rakteristische Orts- und Straßen-
bild negativ beeinträchtigen,

• die angemessene, sich einfügen-
de Gestaltung von Neu-, An- und
Umbauten (z.B. Gebäudestel-
lung, Fassaden, Dächer),

• die maßvolle, sich in das Stadt-
bild integrierende Gestaltung
von Werbeanlagen,

• die Wahrung eines angemesse-
nen Verhältnisses zwischen den
Interessen der Allgemeinheit und
den Bedürfnissen des Einzelnen.

Da eine Gestaltungssatzung ein
rechtliches Instrument darstellt, ist
sie vom Wesen her restriktiv. Somit
können in der Satzung nur Ge-

Wozu dient eine
Gestaltungssat-
zung?

Grundlegende Absicht der Gestaltungs-
satzung ist:
• die Vermeidung von Verunstaltungen,
• die Sicherung eines qualitätsvollen
   gestalterischen Mindeststandards,
• die Förderung und Weiterentwicklung

der besonderen Eigenart des Stadtbil-
des der Innenstadt Geldern.
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oder Verbote formuliert werden.
Diese sogenannten Festsetzungen
dienen dazu, das Stadtbild vor of-
fensichtlicher »Verunstaltung« zu
schützen und zugleich einen Min-
deststandard an gestalterischer
Qualität zu sichern.

Eine positive, qualitätsvolle Stadt-
gestaltung ist mit einer Satzung je-
doch nicht automatisch gewährlei-
stet. Hierzu wird dringend die Mit-
wirkung der Bürgerinnen und Bür-
ger benötigt. Erst durch deren En-
gagement wird es möglich sein,
den Rahmen, den die Gestaltungs-
satzung vorgibt, mit Leben zu er-
füllen.

Daher gehört es zu den wesentli-
chen Zielen der Gestaltungssat-
zung, als Grundlage, Orientierung
und Anregung für eigene Ideen zu
dienen. Im Hinblick auf das Ziel, die
Lebens- und Aufenthaltsqualität
weiter zu verbessern, sollen städ-
tebauliche Chancen entdeckt und
weiterentwickelt, Mängel erkannt
und verbessert werden.

Gestaltung und Öffentlichkeit
In Ergänzung zur Einrichtung des
Gestaltungsbeirates möchte die
Stadt Geldern mit der neuen Sat-
zung auch den Auftakt für eine öf-
fentliche Diskussion über die ge-
stalterische Qualität von Stadträu-

men und Gebäuden in der Innen-
stadt initiieren. Dabei soll vor al-
lem das Interesse und die Verant-
wortung für qualitätsvolle Architek-
tur- und Stadtgestaltung geweckt
werden. Die Sensibilisierung für
das Umfeld, in dem wir leben, führt
automatisch zum bewußteren Um-
gang mit unserem baulichen Erbe.
Darüber hinaus wird die Gestal-
tungssatzung langfristig von wei-
teren wichtigen Bausteinen flan-
kiert, die insgesamt einer verbes-
serten Gestaltqualität der Innen-
stadt dienen:
• die Einrichtung eines Beirats für

Stadtgestaltung,
• die verstärkte Durchführung von

Architekturwettbewerben (auch
bei privaten Baumaßnahmen
empfehlenswert),

• eine öffentliche Diskussion bzw.
ein öffentlicher Dialog zum The-
ma Baukultur,

• die Förderung von Privatinitiati-
ven und eigenständigen, quali-
tätsvollen Gestaltungsideen.

An dieser Stelle sind ausdrücklich
alle Bürgerinnen und Bürger Gel-
derns aufgerufen, sich durch Rat
und Tat, durch Diskussionen und
Engagement für die Gestaltqualität
des Stadtbildes einzusetzen – zu-
gunsten einer Innenstadt, die ein-
lädt zum Wohnen und Arbeiten,
zum Einkaufen und Verweilen.

Was kann die
Gestaltungssat-
zung leisten?
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Stadtgrundriss
und
Baudenkmäler

Der Stadtgrundriss

Die Innenstadt Geldern besitzt
trotz erheblicher Kriegszerstö-
rungen auch heute noch ein
Potenzial an historisch ge-
wachsener Gestaltqualität. Ins-
besondere der historische
Stadtgrundriss prägt durch die
kleinteilige Parzellen- und
Straßenstruktur bis heute das
Stadtbild.

Seit dem Mittelalter ist der Stadt-
grundriss geprägt durch folgende
Elemente:
• schmale, tiefe Grundstücke ent-

lang der Straßen und Wege,
• das zentrale Achsenkreuz Issu-

mer-/Karmeliterstraße (später
stattdessen: Bahnhofstraße) und
Hart-/Gelderstraße mit dem
Marktplatz als Zentrum,

• die Stadteingänge (Stadttore)
Issumer Tor, Geldertor, Harttor
und Haustor (Burgstraße),

• die Stadtmauer und Befesti-
gungsanlagen (heute: u.a. die
»Wallstraßen«).

Die mittelalterliche Befestigung der
Stadt wurde im Barock zu einer
sternförmigen Verteidigungsanlage
mit Bastionen und Ravelins ausge-
baut, die in ihrer Struktur noch
heute im Stadtgrundriss erkennbar

Geldern im späten Mittelalter (Karte
des Jacob van Deventer, um 1560)
Gut erkennbar ist hier der auch heute
noch vorhandene Stadtgrundriss mit dem
zentralen Achsenkreuz der Hauptstraßen
und dem Markt als Zentrum. Links unten
im Bild die inzwischen nicht mehr vor-
handene Burg Geldern.

ist (z.B. der Fußweg »Stadtgraben«
außerhalb des Wallringes). Von der
Befestigung stellt der Mühlenturm
den letzten erhaltenen baulichen
Rest dar. Die heute anzutreffende
Parzellenaufteilung spiegelt noch
in weiten Teilen den mittelalterli-
chen Stadtgrundriss mit seinen
straßenseitig schmalen Grund-
stücksparzellen wider. Traditionell
besaßen lediglich die kirchlichen
und öffentlichen »Sonderbauten«
(Rathaus, Kirche, Klöster usw.) grö-
ßere bzw. breitere Grundstücke.
Erst im Zuge der Industrialisierung
mit einhergehender baulicher Ver-
dichtung wurde die Parzellen-
struktur punktuell verändert. Die in
dieser Zeit entstandenen neuen öf-
fentlichen Gebäude sowie Fabrik-
anlagen konnten zwar aufgrund
ihres Platzbedarfes nicht mehr der
kleinteiligen mittelalterlichen Par-
zellenstruktur folgen, fügten sich
jedoch durch entsprechende Bau-
körper- und Gebäudegliederung in
das bestehende Umfeld ein.

Die Baudenkmäler

Wegen der enormen  Kriegs-
schäden ist der Anteil an Bau-
denkmälern in der Innenstadt
vergleichsweise gering und
mehr oder weniger gleichmä-
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ßig verteilt. Lediglich entlang
der Issumer Straße (historische
Geschäftsstraße) und entlang
des Westwalles (Stadterwei-
terung um 1900) ist eine gewis-
se Konzentration vorhanden.

Hauptsächlich verantwortlich für
den vergleichsweise geringen An-
teil an historischer Bausubstanz in
der Innenstadt sind die hohen
Kriegszerstörungen im 2. Weltkrieg
(bis zu 82 %) sowie der Abriss zahl-
reicher Gebäude in der Nachkriegs-
zeit (z.B. altes Rathaus). Derzeit
gelten ca. 70 Wohn- und Ge-
schäftsgebäude als Baudenkmal.

Historisch geprägter Straßenabschnitt
am nördlichen Westwall (oben)
Typische Stadtvillen aus der Zeit des His-
torismus (links) und des Jugendstiles
(rechts) mit vorbildlich restaurierten Fas-
saden.

Der überwiegende Teil der Gebäu-
de stammt dabei aus der Zeit um
1900 (Historismus/Jugendstil), nur
wenige datieren aus der Zeit vor
1860 (Klassizismus), noch weniger
aus dem frühen 20. Jahrhundert.
Der nördliche Abschnitt des West-
walles ist in diesem Zusammen-
hang als Besonderheit hervorzuhe-
ben, da hier mehrere denkmal-
geschützte Gebäude des Historis-
mus/Jugendstil zusammenhän-
gend den Straßenraum prägen.
Aufgrund des geringen Anteils hi-
storischer Gebäude ist deren Erhal-
tung/Restaurierung für das Stadt-
bild Gelderns besonders wichtig.

Heutiger Stadtgrundriss mit Baudenk-
mälern (links)
Die nebenstehenden Karte ermöglicht
einen Überblick über die Verteilung der
Baudenkmäler in der Innenstadt. Rot
markiert sind hierbei alle Baudenkmäler,
die in der Denkmalliste der Stadt Geldern
eingetragen sind (Stand 2005).
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Ortstypische
Gebäude-
merkmale

Gebäudealter

Aufgrund der Kriegszerstörun-
gen ist das Stadtbild heute vor
allem von der Architektur der
frühen Nachkriegszeit geprägt.
Die hiermit verbundenen ge-
stalterischen Eigenarten gilt es
auch weiterhin angemessen zu
berücksichtigen.

Bedingt durch die Kriegszerstörun-
gen ist die Innenstadt Geldern we-
niger durch historische Gebäude
als durch Bauten aus der Wieder-
aufbauphase und unmittelbaren
Nachkriegszeit geprägt. Aufgrund
des einheitlichen Entstehungszeit-
raumes konnte sich ein in weiten
Teilen homogenes Erscheinungs-
bild entwickeln. Insgesamt domi-
nieren die typischen Gestaltungs-
merkmale der 50er und frühen
60er Jahre in der Innenstadt. Sie
prägen maßgeblich die gestalteri-
sche Identität der Innenstadt.

Typische und besonders erhaltens-
werte Gestaltungselemente aus der
Nachkriegszeit sind:
• die schlichten Gebäudefassaden,
• zurückhaltend gestaltete, jedoch

handwerklich hochwertige Ge-
bäudedetails,

• die Traufständigkeit (Dachrinne
zur Straße),

• die »ruhigen«, ungestörten
Dachflächen von Satteldächern.

Neben der Bewahrung der histori-
schen Bausubstanz gilt es daher im
Besonderen, zukünftig auch die Ei-
genarten und Qualitäten der Wie-
deraufbau-Architektur angemessen
zu berücksichtigen. Angesichts
dessen werden nachfolgend alle
Gebäude, die vor 1960 errichtet
wurden, mit dem Begriff »Altbau-
ten« bezeichnet.

Bauweise und
Geschossigkeit

Eine geschlossene Straßen-
randbebauung sowie eine
überwiegend zweigeschossige,
in Teilen dreigeschossige Be-
bauung ist ortsbildprägend für
die Gelderner Innenstadt und
daher auch Vorbild für Neubau-
ten.

Die Innenstadt ist überwiegend
durch eine Straßenrandbebauung
in geschlossener Bauweise gekenn-
zeichnet.  Meist sind  zweigeschos-
sige Gebäude vorhanden. Eine
Dreigeschossigkeit dominiert ledig-
lich im zentralen Bereich des Stadt-
kernes am Markt, der Issumer Stra-
ße und der Hartstraße. Vier- und

Ortstypische Gebäudezeile
Geschlossene Straßenrandbebauung mit
Gebäuden aus unterschiedlichen Stilepo-
chen. Charakteristisch ist die Traufstän-
digkeit der Gebäude, die durchgehende
Bauflucht unmittelbar an der Straße so-
wie die einheitliche Trauflinie.
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mehrgeschossige Gebäude stellen
eine Ausnahme im Stadtbild dar.
Vereinzelt sind sie als städtebauli-
che Akzentuierung an besonders
gut einsehbaren Stellen zu finden
(z.B. Eckbebauung an Kreuzun-
gen).

Um nicht als Fremdkörper zu wir-
ken, sind daher neue Gebäude an
der vorherrschenden Bauweise und
an den bestehenden Gebäude-
höhen zu orientieren. Für Eck-
grundstücke oder an städtebaulich
besonderen Stellen ist jedoch eine
abweichende Gestaltung in be-
gründeten Fällen denkbar.

Dächer, Dachformen
und Dachaufbauten

Die Dachlandschaft der Innen-
stadt wird geprägt durch
traufständige Satteldächer in
schwarzer oder roter Farbge-
bung. Nur wenige Dachauf-
bauten stören die ansonsten
»ruhigen« Dachflächen.

Vorherrschend sind in der Innen-
stadt Gebäude mit geneigten
Dachflächen (meist Satteldächer),
die in der Regel mit der Traufe
(Dachrinne) zur Straße stehen. Nur

Ortstypische
Gebäude-
merkmale

Anzahl der Geschosse/Gebäudehöhe
Die nebenstehende Karte ermöglicht
einen Überblick über die Verteilung der
jeweils straßenraumprägenden Geschoss-
zahlen, differenziert nach Straßenab-
schnitten. Je dunkler die Farbe, desto
mehr Geschosse besitzen die Gebäude.
Aus der Karte läßt sich ablesen, dass
Gebäude mit bis zu zwei Geschossen in
der Innenstadt die Regel sind. Auffällig
ist, dass insbesondere entlang der zen-
tralen, historisch bedeutsamen Straßen
die Gebäude fast durchgehend drei
Geschosse aufweisen.
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wenige Gebäude s ind giebel-
ständig oder weisen sogenannte
Zwerchgiebel bzw. Zwerchhäuser
auf. So nennt man einen Giebel
bzw. ein geschosshohes Dach-
häuschen, das quer zur Hauptfirst-
richtung (=meist auch die Ge-
bäudelängsseite) in einer Ebene
mit der Fassade angeordnet ist.
Insbesondere bei historischen Ge-
bäuden aus der Zeit um 1900 tra-
gen Zwerchgiebel/Zwerchhäuser
wesentlich zur Gliederung der Ge-
bäude und des Straßenbildes bei.
Grundsätzlich können auch Neu-
bauten diese Gliederungselemente
aufweisen.

Ein weiteres prägendes Merkmal ist
eine verhältnismäßig »ruhige«
Dachlandschaft. Dies bedeutet,
dass  Dachaufbauten wie z.B.
Dachgauben insgesamt wenig ver-
breitet sind. Verbunden mit der fast
ausschließlichen Verwendung von
schwarzer oder roter Dacheinde-
ckung ergibt sich hierdurch ein ge-
stalterisch positiver, harmonischer
Gesamteindruck. Um diesen Ein-
druck weiterhin zu erhalten, sind
auch zukünftig schwarze oder rote
Dacheindeckungen bindend.
Dachaufbauten sollten möglichst
wenig und in zurückhaltender Ge-
staltung verwendet werden. Dies
gilt vor allem für Gebäude an brei-
ten Straßen und Plätzen, wo Dach-

Ortstypische
Gebäude-
merkmale

flächen besonders gut eingesehen
werden können. Ortstypisch und
damit empfehlenswert sind z.B.
einfenstrige Giebelgauben.

Gebäudefassaden

Das Erscheinungsbild der Ge-
bäude in der Innenstadt ist ge-
prägt von traditionellen »Loch-
fassaden« mit Einzelfenstern
im stehenden Format. Dabei
sind Ziegel und Putz die histo-
risch verbürgten und heute
noch dominierenden Fassa-
denmaterialien.

Die vorherrschende, kleinteilige
Fassadengliederung im Stadtbild
ist insbesondere auf die schmalen
Grundstücksparzellen zurückzu-
führen. Darüber hinaus folgt die
Fassadengestaltung auch immer
den typischen Stilen der einzelnen
Bauepochen (Zeitbezug) bzw. der
dahinter liegenden Nutzungen
(Funktionsbezug). In allen Fällen
sind jedoch folgende Merkmale für
Geldern charakteristisch:
• massiv ausgeführte Fassaden mit

achsial angeordneten Einzel-
fenstern (»Lochfassaden«),

• drei bis fünf Fensterachsen je
Gebäude bzw. Gebäudeab-
schnitt,

Ortstypische Fassaden
Gebäude mit schmalen Fassadenbreiten
und Zwerchgiebel zur Straße. Charak-
teristisch ist hier die Lochfassade mit
Ziegel bzw. Putz als vorherrschendem
Fassadenmaterial.
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Ortstypische
Gebäude-
merkmale

• rechteckig stehende Fensterfor-
mate, d.h. selten Fensterbänder
oder Glasfassaden,

• Fassadenoberflächen in Ziegel-
sichtmauerwerk oder Putz.

Diese ortstypischen Fassadenmerk-
male sind bei Neu- und Umbauten
grundsätzlich auch weiterhin zu
beachten, um das Gesamtbild der
Innenstadt nicht zu stören. Dabei
ist gleichsam darauf zu achten,
dass Architekturelemente, die un-
üblich in der Innenstadt sind, stra-
ßenseitig nicht verwendet werden.
Zu diesen, das Stadtbild störenden
Architekturelementen gehören z.B.
straßenseitig angebrachte Balkone

und Loggien oder technische An-
bzw. Aufbauten wie Satelliten- oder
Abluftanlagen.

Neben den Leitmaterialien Ziegel
oder Putz sind zeittypische Fassa-
denmaterialien wie Glas, Metall,
Beton oder Holz grundsätzlich
möglich. Sie sind jedoch nur deut-
l ich untergeordnet und damit
stadtbildverträglich zu verwenden.

Gestaltungsziel ist es, dass Gebäu-
defassaden ihre Entstehungszeit
nicht verleugnen und sich harmo-
nisch und zurückhaltend in das
städtische Umfeld einfügen.

Fassadenmaterialien
Die nebenstehende Karte verdeutlicht die
Verteilung der jeweils straßenraumprä-
genden Fassadenmaterialien, differen-
ziert nach Straßenabschnitten. Hieraus
läßt sich ablesen, dass Gebäude mit Zie-
gelfassaden zwar etwas überwiegen, ins-
gesamt aber Ziegel- und Putzfassaden
den Straßenraum prägen.
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Nutzungen der
Gebäude

Arten der Nutzung

In der Innenstadt Geldern ist
bis heute ein Nebeneinander
vielfältiger Nutzungen vor-
handen. Dabei überwiegen
Wohngebäude deutlich. Ge-
mischte Nutzungen mit Ge-
schäften im Erdgeschoss gibt
es vor allem in den Haupt-
straßenachsen und am Markt
(Haupteinkaufsbereich).

Im Gegensatz zu den stark verbrei-
teten Wohnnutzungen konzen-
triert sich der überwiegende Anteil
der Geschäftsnutzungen auf das
zentrale Achsenkreuz Issumer Stra-
ße/obere Bahnhofstraße sowie
Hartstraße/Gelderstraße mit dem
Markt als Mittelpunkt. Das Stra-
ßenachsenkreuz bildet somit den
Haupteinkaufsbereich. An den End-
punkten dieser Achsen haben sich
über die Wälle hinaus punktuell
Einzelhandels- und Dienstleis-
tungseinrichtungen entwickelt,
beispielsweise am Issumer Tor, dem
Harttor oder der Bahnhofstraße.

Je nach Nutzung eines Gebäudes
ergeben sich andere Anforderun-
gen an dessen äußeres Erschei-
nungsbild. Grob gesagt, können in
der Innerstadt drei Nutzungsgrup-
pen unterschieden werden:

• Reine Wohngebäude (meist Mas-
sivbauten mit Lochfassaden),

• Wohn- und Geschäftsgebäude
(meist mit Schaufenster und ggf.
Kragdächern im Erdgeschoss),

• Reine Verwaltungs-/Dienstleis-
tungs- bzw. Gewerbegebäude
(in der Regel Sonderbauten).

Im Gegensatz zum Hauptachsen-
kreuz sind entlang der Wallstraßen
bzw. der innerstädtischen Gassen
Abschnitte mit ausschließlicher
Wohnnutzung zu finden. Dazwi-
schen gibt es Bereiche, die durch
eine Mischung aus überwiegend
Wohnen, Einzelhandel und Dienst-
leistung geprägt sind.

Erdgeschosszone

Gebäude mit einheitlicher
Nutzung besitzen meist auch
ein homogenes Erscheinungs-
bild. Bei Mischnutzungen
wird der gestalterische Bezug
zwischen den Geschossen
häufig vernachlässigt.

Reine Wohngebäude wie auch rei-
ne Verwaltungs- und Dienstlei-
stungsgebäude besitzen in der Re-
gel eine durchgängig homogen
gestaltete Fassade. Dies hängt mit
der Nutzung zusammen, die hier

Gebäude im Haupteinkaufsbereich
Die Nutzungen der Gebäude prägen
deutlich auch deren Erscheinungsbild.
Der Umbau der Erdgeschosszonen zielt
lediglich auf die Geschäftsnutzung ab,
vernachlässigt jedoch den gestalterischen
Bezug zum übrigen Gebäude.
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Nutzungen der
Gebäude

ebenfal ls  über al le Geschosse
gleich bzw. ähnlich ist.  Bei Gebäu-
den, deren Nutzungen sich ge-
schossweise unterscheiden, spie-
gelt sich diese Trennung im Er-
scheinungsbild häufig gestalterisch
negativ wider. Dieses Problem tritt
vor allem bei gemischten Wohn-
und Geschäftsbauten in Erschei-
nung. Durch Umgestaltung der
Erdgeschosszone (Geschäfte) geht
häufig der gestalterische Bezug zu
den übrigen Geschossen verloren.
Vor die Fassade vortretende Krag-
dächer und Kragplatten verstärken
z.T. noch die visuell störende Tren-
nung.

Gestalterisches Ziel für die Zukunft
muss daher sein, dass auch Gebäu-
de mit gemischten Nutzungen
grundsätzlich als gestalterische Ein-
heit betrachtet werden. Dabei hat
die meist temporäre Erdgeschoss-
gestaltung Rücksicht und Bezug
auf die Gestaltung der übrigen Ge-
schosse zu nehmen – beispielswei-
se durch Beibehaltung der Fassa-
dengliederung (Fensterachsen,
Gesimse usw.) und der Fassaden-
materialien. Auskragende Vordä-
cher sind schonend in das Gesamt-
bild der Fassade zu integrieren
bzw. möglichst transparent zu ge-
stalten.

Gebäudenutzungen
Die nebenstehende Karte gibt einen
Überblick über die Verteilung von Woh-
nen und Dienstleistung/Geschäften in der
Innenstadt, differenziert nach Straßenab-
schnitten. In der Karte ist gut erkennbar,
dass der Kernbereich entlang der zentra-
len Straßenachsen vorwiegend durch Ge-
schäftsnutzungen geprägt wird. Demge-
genüber wird nach außen hin das Woh-
nen immer dominierender.
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Heutige Situation

Geschäfte und
Werbeanlagen

Einkaufsstandort

Der örtliche Einzelhandel und
das ansässige Dienstleistungs-
gewerbe sind ein bedeutsa-
mer Bestandteil der Innen-
stadt Gelderns. Ihre Werbean-
lagen gehören vor allem im
Haupteinkaufsbereich zu den
wichtigen straßenbildprägen-
den Elementen.

Ein Wirtschaftsleben ohne Werbe-
anlagen ist heutzutage nicht mehr
denkbar. Werbeanlagen müssen
den Kunden auf sich bzw. den Ort,
wo das Produkt oder die Dienstlei-
stung angeboten wird (»Ort der
Leistung«), aufmerksam machen
und informieren. Allgemein kann
man dabei beobachten: Je größer
die Geschäftsdichte , desto größer,
umfangreicher – und auffälliger –
die Werbeanlagen. Daher sind Wer-
beanlagen im Haupteinkaufsbe-
reich deutlich stärker straßenbild-
prägend als in übrigen Bereichen.
Deshalb gilt auch: Was im Haupt-
einkaufsbereich akzeptabel ist,
kann in den Wohn- und Misch-
bereichen bereits störend wirken.

Im Haupteinkaufsbereich entlang
der Issumer Straße, Hart- und Gel-
derstraße bzw. dem Markt ist na-
turgemäß die größte Einzelhan-

dels- und Dienstleistungsdichte
vorhanden. Gleichzeitig kann man
hier allerdings auch zahlreiche
überdimensionierte und grellfar-
bene Werbeanlagen finden. Oft-
mals wird durch Werbeanlagen das
Gesamtbild von Gebäuden domi-
niert oder sogar wichtige Teile der
Fassaden verdeckt. Besonders un-
angenehm fallen hierbei zahlreiche
Discount-Geschäfte, Fast-Food-
Gaststätten und Kioske auf. Dem-
gegenüber stehen bisher nur we-
nige Geschäfte, die durch klein-
maßstäbliche, fassadenbezogene
und hochwertige Gestaltung von
Werbeanlagen und Schaufenstern
das Stadtbild bereichern.

Anforderungen an
Werbeanlagen

Damit Werbeanlagen das Stra-
ßenbild aufwerten, ist es erfor-
derlich, dass sie sich in die nä-
here Umgebung sowie in die
jeweiligen Gebäudefassaden
gestalterisch einfügen und un-
terordnen. Entscheidend ist da-
bei die Abstimmung auf die
konkrete Fassadengliederung
und die Verwendung kleintei-
liger oder transparenter Einzel-
elemente.

Beispiel für eine sich gut einfügende
Werbeanlage
Die achsial angeordnete und filigran ge-
staltete Werbeanlage aus Einzelbuchsta-
ben fügt sich harmonisch in das Fas-
sadenbild ein.
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Heutige Situation

Geschäfte und
Werbeanlagen

Wichtiges Ziel bei der Gestaltung
muss es sein, die Innenstadt als Ein-
kaufsstandort durch eine attrakti-
ve Gestaltung des Straßenbildes
aufzuwerten. Nur so werden die
Kunden von einem Einkaufen mit
Flair schwärmen können – und wie-
derkommen. Um das zu erreichen,
ist es besonders wichtig, dass Wer-
beanlagen sich in das Straßenbild
im Allgemeinen und die Gebäude-
fassade im Besonderen einfügen.
Werbeanlagen dürfen keinesfalls
aufdringlich oder gar verunstaltend
wirken. Eine positive Gestaltung
kann durch die Verwendung vor-
wiegend kleinteiliger, filigraner,
transparenter oder künstlerisch ge-
stalteter Schriftzüge und Firmen-
logos erreicht werden.

Eine Werbeanlage fügt sich in eine
Gebäudefassade ein, wenn sie
nach Umfang, Anordnung, Gliede-
rung, Material, Farbe und/oder
Form auf die jeweilige Gestaltung
der Fassade abgestimmt ist. Wich-
tige und stilbildende Fassaden-
elemente wie Erker,  Gesimse,
Stuckdekor, Fenster- und Türöff-
nungen dürfen dabei keinesfalls
verdeckt oder in ihrer optischen
Wirkung beeinträchtigt werden.
Die Verwendung von grellen Far-
ben, überdimensionierten Verklei-
dungen und »billigen« Materialien
wirkt besonders störend. Demge-

genüber werden zurückhaltende
und hochwertige Materialien als
positiv empfunden. Zum Beispiel
wirkt ein Firmennamen mit Einzel-
buchstaben aus Metall deutlich
hochwertiger und passender für
ein kleinstädtisches Gebäude als
große, klobige Leuchtkästen mit
aufgeklebten Schriftzügen.

Bei den gestalterischen Anforde-
rungen an die Werbeanlagen wer-
den besondere örtliche, städtebau-
liche oder zeitliche Situationen dif-
ferenziert berücksichtigt. Zum Bei-
spiel macht bei großen Kaufhäu-
sern eine kleinteilige Gestaltung
wenig Sinn. Außerdem sol len
schwer auffindbare bzw. schlecht
einsehbare Standorte auch weiter-
hin ohne Benachteiligung gegen-
über der Konkurrenz auf sich auf-
merksam machen dürfen. Darüber
hinaus bilden die Zeit vor den Fei-
ertagen, Sonder- und Ausverkäufe
sowie  Werbung an Baustellen
selbstverständlich Ausnahmesitua-
tionen, in denen es etwas »schril-
ler« zugehen kann.

Beispiel sich nicht einfügender Werbe-
anlagen
Grelle und aufdringliche Gestaltung der
Werbeanlagen dominieren das Gesamt-
bild des Gebäudes.
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Heutige Situation

Einsehbare
Grundstücks-
bereiche

Private Vorbereiche
und Vorgärten

Private Vorbereiche oder Vor-
gärten zur Straße besitzen –
soweit vorhanden – stark stra-
ßenbildprägende Wirkung.
Zur Gliederung des Straßen-
raumes sind in diesen Fällen
Einfriedungen gestalterisch
besondes wichtig. Darüber
hinaus können Lücken in der
straßenseitigen Bauflucht mit
Einfriedungen vergleichswei-
se leicht »repariert« werden.

In der Regel stehen die Gebäude
der Innenstadt unmittelbar an der
Straßengrenze. Hierbei gibt es kei-
nen Vorbereich bzw. Vorgarten. Es
finden sich in der Innenstadt aber
auch Situationen, wo einzelne Ge-
bäude oder ganze Gebäudezeilen
von der Straße abrücken. In diesem
Fall ist der Vorbereich von der Stra-
ße aus einsehbar und die Gestal-
tung der privaten Vorzone wirkt
automatisch straßenraumprägend
(z.B. Südwall). Gleiches gilt für freie
Grundstücksbereiche, die z.B. auf-
grund eines ungünstigen Grund-
stückszuschnitts unbebaut geblie-
ben sind (z.B. Eckgrundstück im
spitzen Winkel).

Sofern die privaten Vorzonen nicht
der Funktion von öffentlichen Flä-
chen entsprechen (z.B. Fußgänger-
bereich), sollten sie eingefriedet
werden, um den Straßenraum und
dessen Querschnitt angemessen zu
gliedern. Dabei ist jedoch auch
immer der Blickbezug zum Gebäu-
de zu gewährleisten. Dies ist der
Fall, wenn die Einfriedung die Au-
genhöhe eines Erwachsenen nicht
wesentlich überschreitet.

Um das Straßenbild nicht unange-
nehm zu beeinträchtigen, sind
Abfallbehälter möglichst nicht dau-
erhaft zur Straße hin aufzustellen.
Besser sind sie im Gebäude oder
auf der Gebäuderückseite aufgeho-
ben. Falls das aus Platzgründen
nicht geht, sollten Abfallbehälter
zumindest eingefriedet (Mauer
oder Sträucher) bzw. eingehaust
und damit vor direkten Blicken ver-
borgen sein.

Die Einfriedung eines Grundstücks
ist insbesondere dann wichtig,
wenn auf einem Grundstück durch
mehrere (zurückliegende) Gara-
gen, Carports oder Stellplätze die
Bauflucht aufgebrochen wird. Häu-
fig müssen daher Einfriedungen
nicht nur die Gliederung des Stra-
ßenraumes übernehmen, sie sind
auch unerläßlich an solchen Stel-
len, die ansonsten eine »Lücke« in

Offen gestaltete Vorgärten in den
Wohnbereichen
Insbesondere im Bereich der Wallstraßen
tritt die Bauflucht zugunsten einer be-
grünten Vorzone zurück.
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Heutige Situation

Einfriedungen
zur Straße

der Bauflucht bilden würden. Da-
her sind auf einsehbaren Grund-
stücksbereichen Stellplätze so an-
zuordnen, dass sie auch eingefrie-
det werden können. Schon kleine-
re Grundstücksflächen, die eine
»Lücke« in der Bauflucht darstellen,
werden stadtgestalterisch als Man-
gel wahrgenommen. Für den Fuß-
gänger besondes unangenehm
sind Bereiche, wo Garagen und
Stellplätze unmittelbar an die Stra-
ße grenzen und es keinen ange-
messenen Mindestabstand gibt.

Einfriedungen

Da in der Innenstadt die Be-
bauung überwiegend bis un-
mittelbar an die Straße her-
anreicht, sind straßenseitige
Einfriedungen in der Regel
nicht erforderlich und ent-
sprechend wenig in der In-
nenstadt verbreitet. Bei den
Einfriedungen handelt es sich
meist um Mauern, geglieder-
te Metallzäune oder punktu-
ell auch um Hecken.

Aufgrund der Tatsache, dass die
Gebäude in der Innenstadt Gel-
derns fast immer unmittelbar an
die Straße heranreichen, gibt es
verhältnismäßig wenige Einfrie-

dungen im Stadtbild. Ortsüblich
sind ziegelsichtige oder verputzte
Mauereinfriedungen (häufig wie
die Fassade des dazugehörigen
Hauptgebäudes). Darüber hinaus
sind Einfriedungen in Form von
Schmiede-/Stahlgitterzäunen zu
finden, die durch Mauerpfeiler ge-
halten und gegliedert werden. In
den Nebenstraßen, Wegen und
Gassen sind außerdem auch Hek-
ken als Einfriedung vorhanden.

Gestalterisch empfehlenswert ist
somit, zur straßenseitigen Einfrie-
dung von Grundstücken auch wei-
terhin Mauern zu verwenden. Die
Materialität der Mauern (Ziegel
oder Putz) ist dabei möglichst an
das Umfeld bzw. das Hauptgebäu-
de anzupassen. Metallgitterzäune
sollten in regelmäßigen Abständen
von Mauerpfeilern sowie ggf. auch
von einem Mauerwerkssockel
eingefasst und damit gegliedert
werden. Hecken entsprechen zwar
weniger dem städtischen Charak-
ter, sie sind jedoch als Einfriedung
zu untergeordneten Wegen, Gas-
sen bzw. Fuß-und Radwegen
durchaus denkbar.

Beispiel einer Einfriedung zur Straße
Als Einfriedung besitzen Mauern einen
besonderen städtischen Charakter. Das
Beispiel zeigt ebenfalls die positive Wir-
kung, wenn Gebäude und Einfriedungen
die gleichen Oberflächenmaterialien
besitzen.
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Räumlicher
Geltungsbereich

§
§

§ 1
Sinn und Zweck

Ziel der Satzung ist der Erhalt des
Charakters der Geldener Innenstadt
und die Sicherung, Pflege und Ent-
wicklung der stadtgestalterischen
Qualität von Straßen und Platz-
räumen. Bauliche Anlagen, Wer-
beanlagen und Warenautomaten
sollen in Anzahl, Maßstab und Er-
scheinungsform den Prinzipien der
Einfügung in Bezug auf die überge-
ordneten Stadtbildanforderungen
entsprechen. Im Rahmen der Sat-
zung wird die Zulässigkeit solcher
Anlagen nachvollziehbar geregelt.

§ 2
Räumlicher Geltungsbereich

Absatz 1
Die Satzung gilt für die in der beige-
fügten Karte (Anm.: vgl. gegenüber-
liegende Seite) dargestellten Zonen:
Zone 1: Haupteinkaufsbereich
Zone 2: Bereich mit überwiegender
Wohnnutzung.
Die Karte ist Bestandteil der Satzung.

Absatz 2
Die Bestimmungen dieser Satzung
gelten auch im Geltungsbereich der
rechtskräftigen Bebauungspläne
(Dies sind die Bebauungspläne Nr.
20 mit der 1. Ergänzung und der 1.

Sinn und Zweck

Mit der Gestaltungssatzung für die
Innenstadt ist beabsichtigt
• das historische Erbe zu bewah-

ren,
• die vorhandenen gestalterischen

Qualitäten besser zur Geltung zu
bringen und

• den ortstypischen Charakter des
Stadtbildes weiter zu entwickeln.

Dass hierfür allgemeinverbindliche
Regeln notwendig sind, hat sich
angesichts unsensibel eingefügter
Neu- und Umbauten in der jünge-
ren Vergangenheit leider immer
wieder herausgestellt.

Allgemeines
Im Kernbereich der Innenstadt hat
s ich entlang der histor ischen
Hauptstraßenachsen eine hohe Ge-
schäftsdichte mit entsprechend
hohem Kundenverkehr entwickelt.
Ansonsten wird das Stadtbild mehr
oder weniger stark durch Wohn-
nutzungen geprägt (vgl. Kap.
»Nutzungen der Gebäude«). Die
Gestaltungssatzung berücksichtigt
diese unterschiedlichen Nutzungs-
schwerpunkte, indem der Gel-
tungsbereich dieser Satzung ent-
sprechend in zwei Zonen aufgeteilt
wird. Der Geltungsbereich der
Gestaltungssatzung ist in Teilen

entfällt

Amina Bojkic
Unterstreichen



20

Z
ie

le
 u

n
d

 G
el

tu
n

g
sb

er
ei

ch



21

Z
ie

le
 u

n
d

 G
el

tu
n

g
sb

er
ei

ch

§
§

und 2. Teilbereichsänderung; Nr. 56
a; Nr. 56 b; Nr. 99). Soweit in den
genannten Bebauungsplänen oder
örtlichen Bauvorschriften zu diesen
Bebauungsplänen bauordnungs-
rechtliche Festsetzungen getroffen
wurden, treten diese gegen die Be-
stimmungen dieser Satzung dann
zurück.

Absatz 3
Bauliche Anlagen in der unmittelba-
ren Umgebung von Baudenkmälern
sowie Werbeanlagen an Baudenkmä-
lern bzw. in deren unmittelbarer Um-
gebung unterliegen den speziellen
Vorschriften des Denkmalschutz-
gesetzes NW und bedürfen zusätz-
lich einer Erlaubnis gemäß § 9 Abs.
1a bzw. 1b DSchG NW.

§ 3
Sachlicher Geltungsbereich

Absatz 1
Diese Satzung gilt für die Errichtung
und Änderung von
- baulichen Anlagen gemäß § 2 Abs.

1 Nr. 1 bis 5 und Abs. 2 BauO NW,
- Stellplätzen, Garagen, Einfriedun-

gen und Standplätzen für Abfallbe-
hälter,

- Werbeanlagen und Warenautoma-
ten gemäß § 13 BauO NW: Werbe-
anlagen sind alle ortsfesten Einrich-
tungen, die der Ankündigung, An-

Sachlicher
Geltungsbereich

auch von Gestaltungsregelungen
anderer Satzungen (Bebauungs-
pläne) betroffen. Um zu vermei-
den, dass es hier zu widersprüchli-
chen Anforderungen kommt, wer-
den die entsprechenden gestalte-
rischen Festsetzungen bzw. örtli-
chen Bauvorschriften außer Kraft
gesetzt.

Baudenkmäler
Baudenkmäler und deren unmittel-
bare Umgebung sind durch das
Denkmalschutzgesetz Nordrhein-
Westfalen besonders geschützt.
Wer hier Änderungen beabsichtigt,
muss einen speziellen Antrag bei
der Stadt Geldern – Untere Denk-
malbehörde – stellen.

Erläuterung fachlicher Begriffe
Bauliche Anlagen im Sinne der
Landesbauordnung Nordrhein-
Westfalen sind »mit dem Erdboden
verbundene, aus Bauprodukten
hergestellte Anlagen.« Neben Ge-
bäude zählen z.B. auch Aufschüt-
tungen und Abgrabungen, Lager-,
Abstell- und Ausstellungsplätze,
Sport- und Spielflächen sowie Stell-
plätze zu den baulichen Anlagen.

entfällt

entfällt

Amina Bojkic
Unterstreichen

Amina Bojkic
Unterstreichen



22

Z
ie

le
 u

n
d

 G
el

tu
n

g
sb

er
ei

ch

§
§

preisung oder als Hinweis auf Ge-
werbe und Beruf dienen und vom
öffentlichen Verkehrsraum sichtbar
sind. Hierzu zählen insbesondere
Schilder, Beschriftungen, Bemalun-
gen, Lichtwerbungen, Fahnen,
Transparente, Schaukästen sowie
für Zettel- und Bogenanschläge
oder Lichtwerbung bestimmte Säu-
len, Tafeln und Flächen.

Absatz 2
Die Vorschriften dieser Satzung gel-
ten auch für
- serienmäßig hergestellte Firmen-

werbungen einschließlich registrier-
ter Waren- und Firmenzeichen,

- die genehmigungsfreie Errichtung
oder Änderung von Werbeanlagen,

- die genehmigungsfreie Errichtung
oder Änderung von baulichen An-
lagen.

Absatz 3
Die nachfolgenden Bestimmungen
gelten, sofern nicht ausdrücklich
anders erwähnt, nur für Anlagen
oder Anlagenteile, die vom öffentli-
chen Verkehrsraum einsehbar sind
(»straßenseitig«). Dies betrifft die in
der beigefügten Karte (Anm.: vgl.
Seite 20) dargestellten – den Ver-
kehrs- bzw. Straßenflächen zuge-
wandten – Fassaden- und Grund-
stücksseiten.

Werbeanlagen im Sinne der Ge-
staltungssatzung sind Anlagen, die
• ortsfest installiert,
• vom öffentlichen Raum (= alle der

Allgemeinheit dienenden Flä-
chen wie Straßen, Grünanlagen
etc.) aus einsehbar sind und

• der Anpreisung oder dem Hin-
weis auf gewerbliche Tätigkeiten,
Firmen, Produkte oder Veranstal-
tungen dienen.

Spezielle Aspekte
Damit die Gestaltungssatzung Wir-
kung zeigt, ist es erforderlich, auch
ansonsten genehmigungsfreie Ge-
bäude und Werbeanlagen entspre-
chend zu prüfen. Serienwerbung,
die überall gleich aussieht, wirkt
schnell bezugslos und widerspricht
gegebenefalls dem individuellen
Charakter der Innenstadt.
Hinweis: Für bestehende Anlagen
gilt jedoch grundsätzlich Bestand-
schutz!

Gebäuderückseiten sind für das
räumliche und gestalterische Er-
scheinungsbild des Straßenraumes
kaum bzw. nicht relevant. Daher
konzentrieren sich die Regelungen
dieser Satzung auf die straßenzu-
gewandten bzw. von der Straße
aus einsehbaren Grundstücksflä-
chen und Gebäudeseiten.

Sachlicher
Geltungsbereich

Bestandschutz
Zu beachten ist auch, dass alle Fas-
sadengestaltungen, die bereits vor
Inkrafttreten dieser Satzung vor-
handen waren, Bestandsschutz ge-
nießen.

entfällt

entfällt

Amina Bojkic
Unterstreichen

Amina Bojkic
Unterstreichen

Amina Bojkic
Unterstreichen
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§ 4
Allgemeine Anforderungen an

bauliche Anlagen

Absatz 1
Neue bauliche Anlagen sind im äu-
ßeren Erscheinungsbild, das heißt in
Materialität, Form, Maßstab und
Verhältnis der Baumassen zueinan-
der so zu gestalten, dass sie sich in
die Eigenart der näheren Umgebung
einfügen und den nachfolgenden
Vorschriften entsprechen.

Absatz 2
Bauliche oder andere Veränderungen
in der äußeren Erscheinung beste-
hender baulicher Anlagen, die vor
1960 errichtet wurden, dürfen nur
unter Wahrung der erhaltenswerten
Eigenart dieser Gebäude und des
besonderen Eindrucks, den sie her-
vorrufen, vorgenommen werden. In
der Vergangenheit vorgenommene
Veränderungen oder Maßnahmen
am äußeren Erscheinungsbild, die
den Vorschriften dieser Satzung nicht
entsprechen, sind möglichst zu ent-
fernen bzw. sollten im Sinne der
nachfolgenden Vorschriften geändert
bzw. zurückgenommen werden.

Bauliche
Anlagen

Allgemeines
Die Regelungen der Gestaltungs-
satzung sollen vor allem dafür sor-
gen, dass sich Gebäude in Zukunft
grundsätzlich in das Stadtbild ein-
fügen und sich dem Gestaltungs-
charakter des Umfeldes unterord-
nen (Einfügungsgebot).

Erhalt und Veränderungen
Veränderungen an Gebäuden sind
selbstverständlich auch weiterhin
möglich. Dabei ist jedoch zu be-
achten, dass stilbildende und po-
sitiv prägende Eigenarten bei Alt-
bauten nicht verloren gehen (Er-
haltungsgebot).
Jede Bauepoche besitzt bestimm-
te gestalterische Stilelemente, die
für sie charakteristisch sind und da-
mit das Straßenbild prägen. Diese
Stilelemente sind daher nicht zu
entfernen, sondern zu erhalten.
Besonders begrüßenswert ist es,
wenn bei nachträglich »verunstal-
teten« Gebäuden die ursprüngliche
Fassade wieder freigelegt bzw. der
Ursprungszustand wiederherge-
stellt wird. Auch eine Ergänzung
der Stilelemente oder eine zeitge-
mäße Weiterführung bzw. Interpre-
tation ist dabei denkbar.

Neubau, der sich vorbildlich in das
bauliche Umfeld einfügt.
Traditionelle Materialien, modern ver-
wendet, stellen einen unmittelbaren Be-
zug zu den sanierten historischen Fassa-
den im Umfeld her. Gebäudekubatur, Ge-
bäudehöhen und Baufluchten orientieren
sich an den angrenzenden Gebäuden.
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§ 5
Allgemeine Anforderungen an

Werbeanlagen

Absatz 1
Werbeanlagen umfassen neben Ele-
menten mit der Werbebotschaft auch
den Rahmen und die Unter- bzw.
Tragkonstruktion.

Absatz 2
Werbeanlagen müssen sich in das
Stadtbild und die nähere Umgebung
einfügen. Sie müssen sich nach Um-
fang, Anordnung, Werkstoff, Farbe
und Gestaltung dem Bauwerk unter-
ordnen und dürfen gestalterische
Fassadenelemente wie Erker, Gesim-
se, Stuckdekor, Fenster- und Türöff-
nungen nicht verdecken, überschnei-
den oder in ihrer Wirkung beein-
trächtigen. Eine sich durch Fenster-
achsen ergebende baukonstruktive
Fassadengliederung darf dabei nicht
gestört werden.

Absatz 3
Werbeanlagen mit gleichem Werbe-
inhalt werden auf max. 2 Werbean-
lagen je Betrieb beschränkt. Abwei-
chungen können gestattet werden
aufgrund der besonderen räumlichen
Größe, Lage oder des besonderen
Zuschnitts des Betriebes.

Werbeanlagen
Allgemeines
Werbeanlagen wirken nicht nur für
sich, auch die hierfür in der Regel
notwendigen Halterungen und Be-
festigungen können visuell auf das
Umfeld wirken. Sie werden daher
mit in der Gestaltungssatzung be-
rücksichtigt.

Werbeanlagen und Gebäude
Die architektonische Gliederung
der Fassaden ist sowohl für das ein-
zelne Gebäude als auch für den ge-
samten Straßenraum prägend. Um
die Wirkung der Fassaden so we-
nig wie möglich zu stören, haben
sich Werbeanlagen grundsätzlich
in die architektonische Fassaden-
gestaltung einzufügen und unter-
zuordnen (Einfügungsgebot). Ne-
ben plastisch-dekorativen Gestal-
tungselementen wie Sockel, Ge-
sims usw. bilden die Fensterachsen
die wichtigste Fassadengliederung.

Mehrere Werbeanlagen
Sollen mehrere Werbeanlagen an
einem Gebäude angebracht wer-
den, ist grundsätzlich darauf zu
achten, dass
• gleiche Werbeanlagen höchstens

2-mal je Betrieb verwendet wer-
den (damit soll die ablenkende
Wirkung häufiger Wiederholun-
gen vermieden werden) und

entfällt

Amina Bojkic
Unterstreichen
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Absatz 4
Mehrere Werbeanlagen an einem
Gebäude sind hinsichtlich Art, Grö-
ße, Gestaltung (Material- und Farb-
wahl), Anbringung und Beleuchtung
aufeinander abzustimmen, soweit sie
gleichzeitig einsehbar sind.

Absatz 5
Werbeanlagen und Warenautoma-
ten, die nicht mehr ihrer Zweckbe-
stimmung dienen, sind einschließlich
aller Befestigungsteile innerhalb ei-
nes Zeitraums von 3 Monaten zu
entfernen. Die sie tragenden Gebäu-
deteile sind in den ursprünglichen
Zustand zu versetzen.

• alle Werbeanlagen gestalterisch
aufeinander abgestimmt sind
(Ziel: harmonischer Gesamtein-
druck des Gebäudes und des
Straßenbildes).

Wünschenswert wäre es darüber
hinaus, Werbeanlagen auch gebäu-
deübergreifend (z.B. entlang einer
Straße) aufeinander abzustimmen.

Werbeanlagen nach Gebrauch
Sobald Werbeanlagen und Waren-
automaten nicht mehr benötigt
werden, entbehren sie ihrer Funk-
tion und damit ihrer Existenzbe-
rechtigung im öffentlichen Raum.
Sie sind daher möglichst schnell
und möglichst ohne hässliche Spu-
ren (Löcher, Lücken, Schmutzrän-
der usw.) an der Fassade zu entfer-
nen. Hierbei sind auch alle Halte-
rungen und Befestigungen zu ent-
fernen und die betroffenen Fas-
sadenbereiche ggf. zu reinigen.

Werbeanlagen

Werbeanlage, die sich der Fassadenge-
staltung unterordnet
Geschäftsnamen und Firmenlogo mit Ein-
zelbuchstaben aus hochwertigen Metall.
Auch die Schaufensterbeklebungen sind
zurückhaltend gestaltet und stören nicht
den offenen und freundlichen Charakter
des Gebäudes.
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§ 6
Besondere Anforderungen an
die Errichtung von Gebäuden

Absatz 1
Neubauten sind entsprechend der
straßenseitigen Bauflucht bestehen-
der Nachbargebäude zu errichten.
Die Bauflucht ist die Linie, die sich
zwischen zwei oder mehreren an der-
selben Straßenseite in einer Reihe
aufeinanderfolgenden Gebäuden er-
gibt, wenn diese geradlinig in Höhe
des Erdgeschosses verbunden werden
oder wenn die Bauflucht des einen
Gebäudes in Richtung des anderen
Gebäudes verlängert wird. Kleinere
Vor- und Rücksprünge gegenüber der
Bauflucht von maximal 0,5 m kön-
nen abweichend gestattet werden.
Die Bauflucht ist über die gesamte
Fassadenbreite einzuhalten.

Absatz 2
Trauf- und Firsthöhen dürfen nicht
mehr als 1,0 m von denen benach-
barter Gebäude abweichen. Abwei-
chungen können zugelassen werden,
wenn die Trauf- und Firsthöhen der
benachbarten Gebäude um mehr als
1,0 m voneinander abweichen, das
Gebäude nicht direkt an andere Ge-
bäuden angebaut wird oder es sich
um ein Eckgebäude handelt.

Besondere
Anforderungen

Allgemeines
Die Innenstadt ist – bis auf wenige
Ausnahmen – durchgehend von
einer geschlossenen Straßenrand-
bebauung mit aufeinander abge-
stimmten Baufluchten geprägt.
Dieses typische städtebauliche
Ordnungsprinzip soll auch weiter-
hin beibehalten werden. Neubau-
ten – insbesondere bei der Schlie-
ßung von Baulücken – müssen sich
daher in dieses Ordnungsprinzip
einfügen. Sie haben sich z.B. an der
straßenseitigen Bauflucht eines der
Nachbargebäude zu orientieren.

Gebäudehöhen und -stellung
Höhe und Breite eines Gebäudes
bestimmen das Bauvolumen des
Gebäudekörpers. Die Traufhöhe ist
hierbei die Gebäudehöhe in der
seitlichen Fassadenebene (Traufe=
Dachrinne). Die Firsthöhe ist die
Höhe des obersten Punktes eines
Daches (Dachfirst). Unter Berück-
sichtigung des Einfügungsgebotes
sind auch die Gebäudehöhen den
benachbarten bzw. angrenzenden
Gebäuden anzupassen, um da-
durch eine harmonische Integrati-
on in das Stadtbild zu erreichen.
Ein gewisser, in der Praxis notwen-
diger Spielraum wird in der Sat-
zung berücksichtigt.
Traufständige Gebäude sind Ge-
bäude, die mit der Traufe (Dach-

Skizze zur Gebäudegliederung/-höhe
Orientierung der Trauf- und Firsthöhen
an den angrenzenden Gebäuden. Um die
ortstypische Kleinteiligkeit der Fassaden
fortzuführen, ist die Gebäudebreite ent-
sprechend zu begrenzen bzw. in kleine
Abschnitte zu gliedern.
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Absatz 3
Neubauten sind als traufständige
Gebäude zu errichten.

Absatz 4
Neubauten über 15 m Straßenbreite
sind in getrennte Fassadenabschnitte
aufzuteilen und zu gliedern (Ver-
sprünge, Material-/Farbwechsel, Fas-
sadengliederung, Traufhöhe und
Dachform/-aufbauten, u.ä.).

Absatz 5
Abweichungen von den vorherigen
Absätzen können bei Gebäuden an
Straßenecken (durch zwei öffentliche
Verkehrsflächen begrenzt) oder bei
Gebäuden, die nicht direkt an ande-
re Gebäude angebaut werden, zuge-
lassen werden.

§ 7
Fassaden

Absatz 1
Die Oberflächen von Fassaden sind
in Putz oder rotem Ziegelsichtmauer-
werk herzustellen. Bei Verwendung
beider Materialien bei einem Gebäu-
de muss ein Material überwiegen,
das heißt mindestens 60 % der
straßenseitigen Fassadenoberfläche
umfassen. Die Fassadenoberfläche
berechnet sich aus der senkrechten

Fassaden

rinne) zur Straße stehen. Da diese
Gebäudestellung in der Innenstadt
die Regel ist, sollen auch Neubau-
ten dieser grundlegenden Gestal-
tungscharakteristik folgen.

Gebäudebreiten
Besonderes Merkmal der Innen-
stadt ist eine kleinteilige, historisch
gewachsene Grundstücksstruktur.
Selbst bei geschlossener Bebauung
bestimmen die hierfür typischen
geringen Grundstücksbreiten die
kleinmaßstäbliche Gebäude- und
Fassadengliederung des Stadtbil-
des. Um die Kleinteiligkeit zu er-
halten und fortzuführen, sollen
Neubauten bzw. deren Fassaden-
gestaltung straßenseitig in entspre-
chend schmale Abschnitte geglie-
dert werden.

Allgemeines
Im heutigen Stadtbild sind unge-
achtet des Baualters fast aus-
schließlich Putz- oder Ziegelfassa-
den zu finden. Diese beiden Mate-
rialien bestimmen gleichberechtigt
das Bild der innerstädtischen Fas-
saden. Sie bilden somit eine wei-
tere, ortstypische und schützens-
werte Eigenart der Innenstadtge-

Gebäude mit verhältnismäßig breiter
Straßenfront
Durch die Gliederung der Fassade
(Zwerchgiebel, Fallrohre) wird jedoch die
ortstypische Kleinteiligkeit gewahrt.
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Wandfläche abzüglich der Fenster-
und Türöffnungen und abzüglich ei-
nes etwaigen Sockels.

Absatz 2
Für Putzflächen ist nur eine gleich-
mäßige Putzstruktur als Spritz- oder
Kratzputz mit mindestens 3 mm
Grobkorn oder Glattputz zulässig.
Strukturierte Putze sowie verschiede-
nen Putzarten an einem Gebäude
sind unzulässig.

Absatz 3
Für die Oberflächen von Putzfassa-
den sind nur helle Töne der Farben
weiß, gelb, braun, grün zu verwen-
den. Unzulässig ist reines Weiß. Fas-
sadengliederungen, Putzfaschen an
Fenster- und Türöffnungen, plastisch
hervortretende Gliederungselemente
sowie Sockelflächen dürfen in dunk-
lerer oder hellerer Tönung der Fassa-
denfarbe gestrichen werden.

Absatz 4
Grundsätzlich unzulässig sind für
Fassadenoberflächen: Holz, Sicht-
oder Waschbeton sowie polierte und
glänzende Materialien, insbesonde-
re glasierte Keramik, engobierte
Spaltklinker und Klinker, Schiefer,
geschliffener Werk- oder Kunststein
sowie Kunststoff- oder Metalltafeln
bzw. -platten. Abweichend kann für
untergeordnete Bauteile die Verwen-
dung der Materialien Holz, Sichtbe-

Fassaden staltung. Um zu erreichen, dass
eine Fassade einen eindeutigen
Ausdruck besitzt, hat eines der bei-
den ortsüblichen Materialien die
Fassade zu dominieren.

Gestaltungsanforderungen
Auch vermeintlich untergeordnete
Details an Fassaden tragen zur ge-
stalterische Wirkung von Gebäu-
den und Straßenbild bei. Visuelle
Beeinträchtigungen des Straßen-
bildes durch  die Verwendung orts-
untypischer Fassadenoberflächen
(Materialien, Texturen und Farben)
sind unbedingt zu vermeiden.
Grundsätzlich gilt, dass eine zu-
rückhaltend gestaltete Fassade mit
Bezug zum Umfeld besser passt als
eine betont auffallend gestaltete.
Die Gestaltungssatzung strebt da-
her an, die vorhandenen ortsty-
pischen und traditionellen Gestal-
tungsmerkmale zu fördern bzw.
wiederherzustellen, z.B.:
• Verwendung ortsüblicher Fassa-

denmaterialien wie Ziegelmauer-
werk und Putz,

• einheitliche Putzfassaden be-
stimmter heller Farbtöne (keine
»aufdringliche« Strukturputze),

• mögliche Betonung »klassischer«
Fassadengliederungen (Sockel,
Gesimse, Putzfaschen usw.).

In der Satzung werden außerdem
»Ausreißer«, die im besonderen

Beispiel einer modernen Putzfassade
Die Kräftigkeit der Putzfassade ist hier
aufgrund ihrer gedeckten Farbigkeit um-
feldverträglich. Wichtig ist, dass die ver-
wendeten Farben nicht »leuchtend« oder
grell wirken.
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ton, Stahl und Glas gestattet wer-
den. Abweichungen können zudem
bei Gebäuden an Straßenecken
(durch zwei öffentliche Verkehrs-
flächen begrenzt) oder bei Gebäu-
den, die nicht direkt an andere Ge-
bäuden angebaut werden, zugelas-
sen werden.

Absatz 5
Das Einrahmen von Tür- und Fen-
steröffnungen mit Keramikplatten,
Fliesen, Buntsteinputz u. ä. ist un-
zulässig.

Absatz 6
Balkone und Loggien sind unzuläs-
sig.

Absatz 7
Die sichtbare Führung von Verkabe-
lungen, Be- und Entlüftungsanlagen
und anderem technischen Zubehör
auf oder vor der Fassade ist unzu-
lässig. Lüftungsaustritte dürfen nicht
im Erdgeschoss angeordnet werden.

FassadenMaße das Stadtbild unangenehm
stören, gesondert genannt und zu-
künftig ausgeschlossen.

Da ein zeitgemäßes Stadtbild auch
von einer gewissen Vielfalt lebt,
können zur Gliederung der Fassa-
den ergänzend auch andere Mate-
rialien eingesetzt werden. Hier sind
»neue« Materialien wie Holz, Sicht-
beton, Stahl und Glas denkbar. Die-
se dürfen jedoch nur deutlich un-
tergeordnet verwendet werden.
Vor allem an städtebaulich präg-
nanten Situationen (z.B. an Kreu-
zungen/Einmündungen/Einzelge-
bäuden) können Abweichungen
zugelassen werden. Im Einzelfall
prüft die Stadt, inwieweit diese Ab-
weichungen stadtgestalterisch ver-
tretbar sind.

Sonderelemente
Balkone und Loggien zur Straße
sind im Stadtbild eher unüblich.
Wenn vorhanden, wirken sie meist
störend im Stadtbild. Erfahrungs-
gemäß werden straßenseitige Bal-
kone und Loggien wegen der Ein-
blicke und des Straßenlärms wenig
genutzt und häufig vernachlässigt.
Massiv hervortretende Balkone und
tiefliegende Loggien haben gestal-
terisch »unruhige« Fassaden zur
Konsequenz. Sie sollten besser an
den nicht einsehbaren Gebäu-
derückseiten angeordnet werden.

Beispiel einer modernen Fassade mit
Ziegelmauerwerk
Trotz der modernen Gestaltung wird
Rücksicht genommen auf ortstypische
Gestaltungselemente (kleinteilige Glie-
derung, Mauerwerkskonstruktion mit
Lochfassade).
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§ 8
Fenster- und Türöffnungen

(Schaufenster siehe § 9)

Absatz 1
Das Verhältnis von Wandöffnungen
(die Summe aller Öffnungsflächen
der Fassade) zu geschlossenen
Wandflächen darf max. 40 % (ma-
ximale Öffnungsfläche) zu 60 %
(Mindest-Wandfläche) je Geschoss
betragen. Völlig geschlossene Fassa-
den sind unzulässig. Für Schaufen-
ster im Erdgeschoss gilt abweichend
hiervon § 9 der Satzung.

Absatz 2
Fenster- und Türöffnungen müssen
von Gebäudeaußenecken und
Grundstücksgrenzen (bei aneinander
gebauten Gebäuden) einen Abstand
von min. 0,50 m einhalten.

Absatz 3
Fenster mit einer Breite über 1,50 m
sind grundsätzlich als mehrflügelige
Fenster auszuführen.

Absatz 4
Der Einbau von Glasbausteinen,
Buntglas und Butzenscheiben ist un-
zulässig. Wünschenswert ist der Ver-
zicht auf Sprossen im Luftzwischen-
raum der Verglasung und andere,
außen flächenbündige Sprossen-
imitationen.

Fenster- und
Türöffnungen

Allgemeines
Die Innenstadt Geldern ist geprägt
durch sog. Massivbauten, d.h. Ge-
bäude mit massiven, in der Regel
gemauerten Außenwänden. Ty-
pisch für diese Bauart ist, dass der
Flächenanteil geschlossener Wand-
flächen eindeutig gegenüber dem
Flächenanteil der Fenster- und Tür-
öffnungen überwiegt. Weitere, ei-
nem Massivbau angemessene, ty-
pische Gestaltungsmerkmale sind:
• deutlicher Abstand von Fenstern

und Türen zu den Gebäude-
außenkanten,

• Fenster in »stehenden Forma-
ten«, d.h. die Höhe ist deutlich
größer als die Breite,

• Gliederung und Teilung breiterer
Fenster durch Fensterflügel.

Gestaltungsanforderungen
Fenster und Türen bilden die »Au-
gen des Hauses«. Auf sie richtet
sich der Blick von Passanten als Er-
stes. Insbesondere hier ist ein ge-
stalterisch störender oder aufdring-
licher Eindruck zu vermeiden. Um
das zu gewährleisten, schließt die
Gestaltungssatzung grobe gestal-
terische »Fehler« im vorhinein aus,
z.B.:
• von außen sichtbare (aufgesetz-

te) Rolladenkästen
(besser: fassadenintegrierter
Sonnenschutz, Fensterläden),

Historisches Gebäude mit regelmäßiger
Fenstergliederung
Vorbildlich saniertes, historisches Gebäu-
de (Massivbau). Die Fassade ist »klas-
sisch« durch Sockel und Gesimse geglie-
dert. Die Fenster im stehenden Format
entsprechen einer massiven Außenwand-
konstruktion. Sie sind regelmäßig und
harmonisch gestaltet.
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Absatz 5
Äußerlich sichtbare Rolladenkästen
sind unzulässig.

Absatz 6
Fensteröffnungen/Verglasungen von
Haustüren dürfen die Hälfte der ge-
samten Türfläche nicht überschrei-
ten. Ausgenommen hiervon sind
Haustüren im Zusammenhang mit
Verkaufs- oder Dienstleistungsbetrie-
ben (siehe § 9).

Absatz 7
Für Hauseingangsstufen und Haus-
treppenanlagen sind polierte bzw.
glänzende Materialien unzulässig.

Absatz 8
Die Breite der Haustürüberdachun-
gen darf die Haustürlaibungen beid-
seitig jeweils um höchstens 0,75 m
überschreiten. Für Haustürüberda-
chungen sind nur durchsichtige bzw.
transluzente Materialien zulässig.
Für Haustürüberdachungen im Zu-
sammenhang mit Verkaufs- oder
Dienstleistungsbetrieben gilt § 9.

Fenster- und
Türöffnungen

• polierte und glänzende Materia-
lien im Eingangsbereich
(besser: gleiche Materialien wie
an der übrigen Fassade),

• Glastüren als Hauseingang
(besser: profilierte Holztüren),

• »schwere« und voluminöse
Haustürüberdachungen
(besser: Vordächer aus Glas).

Abweichungen
Für die Verkaufs- und Dienstlei-
stungsbetriebe gelten entspre-
chend andere, auf die besondere
Nutzung abgestimmte Regelun-
gen.

Schaufenster und Sonderfälle
Für Schaufenster gelten gesonder-
te Bestimmungen, da hier neben
bautechnischen Aspekten auch an-
dere, für die Belebung der Innen-
stadt wichtige Funktionen hinzu-
kommen.
Völlig geschlossene Fassaden oder
undurchsichtige Verglasungen wir-
ken jedoch abweisend und werden
daher ausgeschlossen. Skizze zur Fenster- und Türgestaltung

Der Öffnungsanteil von Fassaden sowie
die Abstände von Fenstern und Türen
werden entsprechend der ortstypischen
Massivbauweise geregelt.
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§ 9
Erdgeschosszonen,

Schaufenster, Kragdächer
und Überdachungen

Absatz 1
Materialien und Farben der stra-
ßenseitigen Erdgeschosszone (Fassa-
de) müssen denen der Obergeschos-
se entsprechen. Abweichungen hier-
von sind möglich, wenn
- historisch eine andere Material-

und Farbwahl der Erdgeschoßzone
verbürgt ist,

oder
- durch vorhandene Kragplatten die

Ablesbarkeit der vertikalen Fassa-
dengliederung bereits erheblich be-
einträchtigt ist und die Material-
und Farbwahl entsprechend den
Obergeschossen einen unverhält-
nismäßig hohen Aufwand bedeuten
würde.

Absatz 2
Schaufensteröffnungen sind nur im
Erdgeschoss zulässig. Sie müssen Be-
zug nehmen zur Fassadengliederung
und zu Fensteröffnungen in den dar-
über liegenden Geschossen. Schau-
fenster- und zugeordnete Türöffnun-
gen müssen von Gebäudeaußen-
ecken und Grundstücksgrenzen (bei
aneinander gebauten Gebäuden) ei-
nen Abstand von min. 0,50 m sowie
untereinander (bei mehreren Schau-
fenstern nebeneinander) von min.

Erdgeschosszone
Schaufenster

Allgemeines
Einzelhandels- oder Dienstleis-
tungsnutzungen sind in der Regel
im Erdgeschoss eines Gebäudes zu
finden bzw. präsentieren sich hier
den Kunden. Daher wird bei sol-
chen Nutzungen häufig die stra-
ßenseitige Erdgeschosszone umge-
staltet. Dabei wird jedoch oftmals
nicht auf die Eigenart des Gebäu-
des und seiner Fassade geachtet.

Gestaltungsanforderungen
Die Festsetzungen der Satzung sol-
len deshalb dafür Sorge tragen,
dass zukünftig bei der (Um-) Ge-
staltung von Erdgeschosszonen
der optische »Bruch« zu den Ober-
geschossen vermieden wird. Ge-
staltungsziel ist das harmonische
Gesamtbild eines Gebäudes über
alle Geschosse. Um dies zu errei-
chen, ist Folgendes bei der Gestal-
tung der straßenseitigen Erdge-
schosszone zu beachten:
• Anpassung hinsichtlich Material

und Farben an die Obergeschos-
se,

• Bezug zur Fassadengliederung
der Obergeschosse (durchge-
hende Fensterachsen, gleiche
Öffnungsabstände usw.),

• Schaufenster ausschließlich im
Erdgeschoss, verbunden mit
Mindestabständen zu anderen
Wandöffnungen und Gebäude-

Wohn- und Geschäftshaus
Das Beispiel zeigt, wie wichtig es ist, dass
auch bei einer intensiven Geschäftsnut-
zung die Erdgeschossgestaltung auf die
Gestaltung der Obergeschosse abge-
stimmt wird. Trotz der harmonischen Ge-
samtgestaltung sind die geschossweise
unterschiedlichen Nutzungen klar er-
kennbar.
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0,35 m einhalten. Ergänzend gilt §
12 Abs. 8.

Absatz 3
Vordächer und sonstige Überda-
chungen der Erdgeschoss-/Schau-
fensterzone sollen nach Möglichkeit
aus transparenten Materialien beste-
hen. Kubisch und massiv wirkende
Formen und Applikationen sind un-
zulässig. Es ist ein Mindestabstand
(lichte Höhe) zwischen der Überda-
chung und reinen Gehwegen von
2,25 m sowie zwischen der Überda-
chung und der übrigen Verkehrs-
fläche von 2,50 m einzuhalten.

Absatz 4
Markisen und andere vorstehende
oder ausstellbare Sonnenschutzan-
lagen sind nur in Verbindung mit
Schaufenstern zulässig und müssen
Bezug zur Fassadengliederung und
zu den Schaufenstern nehmen. Korb-
markisen sind generell unzulässig.
Beschriftungen auf Markisen und
Sonnenschutzanlagen sind bis zu
einer Höhe von 0,25 m zulässig. Es
ist ein Mindestabstand (lichte Höhe)
zwischen Markisen bzw. Sonnen-
schutzanlagen und reinen Gehwe-
gen von 2,25 m sowie zwischen Mar-
kisen bzw. Sonnenschutzanlagen
und der übrigen Verkehrsfläche von
2,50 einzuhalten.

Erdgeschosszone
Schaufenster

außenkanten (analog zu Fen-
stern und Türen),

• Vordächer und Überdachungen,
möglichst transparent (guter
optischer Bezug zu den Oberge-
schossen),

• Vordächer, Makisen und sonsti-
ge gegenüber der Fassade vor-
stehende Elemente abgestimmt
auf die Fassadengliederung bzw.
die Schaufenster – unter Beach-
tung bestimmter »Kopfhöhen«
für darunter hergehende Perso-
nen.

Nach dem Auszug
Grundsätzlich gilt, dass auf die Fas-
sade aufgebrachte Elemente wie
z.B. Vordächer und Markisen,
nachdem sie nicht mehr gebraucht
werden, kurzfristig zu entfernen
und die Fassade wieder in den ur-
sprünglichen Zustand zurück zu
versetzen ist. Hier gilt in erster Li-
nie das Verursacherprinzip.

Abweichungen
In einigen Fällen sind Abweichun-
gen von den Regelungen der Sat-
zung möglich, z.B. wenn
• der historische Usprungszustand

im Widerspruch zu den Festset-
zungen steht,

• bereits fest in die Fassade einge-
baute Vordächer (Kragplatten)
vorhanden sind  (typisch für die
Nachkriegszeit),

Erdgeschosszone mit Schaufenstern
Erläuterungsskizze zu den einzuhalten-
den Abständen in Erdgeschosszonen, die
von Einzelhandels- oder Dienstleistungs-
betrieben genutzt werden.
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Absatz 5
Kragplatten (gegenüber der Fassade
hervortretende Flachdachkonstruk-
tionen) sind nur in Verbindung mit
Schaufenstern zulässig. Sie dürfen
einschließlich ihrer Bekleidungen eine
Ansichtsfläche (Dicke) von 0,25 m
nicht überschreiten. Es ist ein Min-
destabstand (lichte Höhe) zwischen
Kragplatte und den reinen Gehwe-
gen von 2,25 m sowie zwischen
Kragplatte und der übrigen Verkehrs-
fläche von 2,50 m einzuhalten.

Absatz 6
Vordächer, Markisen, sonstige Son-
nenschutzanlagen, u. ä., die nicht
mehr ihrer Zweckbestimmung die-
nen, sind einschließlich aller Befesti-
gungsteile innerhalb eines Zeitraums
von 3 Monaten zu entfernen. Die sie
tragenden Gebäudeteile sind in den
ursprünglichen Zustand zu verset-
zen.

§ 10
Dächer und Dachaufbauten

Absatz 1
Dachform und Dachneigung sollen
bei Änderungen an bestehenden
Gebäuden dem historisch verbürgten
Erscheinungsbild entsprechen und
müssen sich bei Neubauten in das
durch die Nachbarbebauung ge-
prägte Erscheinungsbild einfügen.
Abweichungen hiervon können bei

Erdgeschosszone
Schaufenster

Dächer und
Dachaufbauten

• eine Anpassung an die Satzung
einen unzumutbar hohen Auf-
wand zur Folge hätte.

Allgemeines
Zur Gestaltqualität der Gelderner
Innenstadt trägt wesentlich die
»ruhige«, weitgehend harmoni-
sche Dachlandschaft bei. Charak-
teristische Gestaltmerkmale sind
• einheitliche Dacheindeckungen

in rot oder schwarz,
• die Beschränkung auf wenige

Materialien und
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Gebäuden an Straßenecken (durch
zwei öffentliche Verkehrsflächen be-
grenzt) oder bei Gebäuden, die nicht
direkt an andere Gebäuden ange-
baut werden, zugelassen werden.

Absatz 2
Dächer von Gebäuden mit mehr als
einem Vollgeschoss sind mit einer
straßenzugewandten Neigung von
min. 35° herzustellen. Abweichun-
gen hiervon können bei vom öffent-
lichen Verkehrsraum nur schwer ein-
sehbaren Dachflächen, die Straßen
mit einer Gesamtbreite unter 6,00 m
zugewandt sind, zugelassen werden.

Absatz 3
Die Dachflächen sind in Material,
Form und Farbe einheitlich einzude-
cken. Als Dacheindeckung zulässig
sind bei Dachflächen von Gebäuden
mit mehr als einem Vollgeschoss nur
Tonziegel in naturrot oder alt-
schwarz oder vergleichbare Beton-
dachsteine. Glasiertes, engobiertes
und anderes glänzendes Bedach-
ungsmaterial ist unzulässig.

Absatz 4
Zwerchhäuser und Zwerchgiebel sind
grundsätzlich bis zu einer Breite von
2/3 der Gesamtdachbreite zulässig,
maximal jedoch bis 6,0 m. Sonstige
Dachgauben sind nur als Giebel-
oder Schleppgauben zulässig. Die
Breite aller sonstigen Dachgauben

Dächer und
Dachaufbauten

• die zurückhaltende Verwendung
von Dachaufbauten.

Um die in der Gelderner Innenstadt
noch überwiegend intakte Dach-
landschaft auch weiterhin zu erhal-
ten, werden in der Satzung Min-
destanforderungen an die Gestal-
tung von Dachflächen formuliert.

Gestaltungsanforderungen an
Dächer
Besonders bei einer geschlossenen
Straßenrandbebauung ist es wich-
tig, dass sich Dachflächen in Form,
Neigung, Material und Farbe in die
unmittelbare Umgebung einfügen.

Um dieses Ziel zu erreichen und die
ortstypische Dachlandschaft zu er-
halten und zu schützen, werden in
der Satzung einige Festsetzungen
getroffen, z.B.:
• straßenseitige Dachneigung von

min. 35° – Abweichungsmög-
lichkeit bei eingeschossigen Ge-
bäuden (z.B. Garagen) und in
schmalen Straßen (ger inge
Wahrnehmung der Dächer),

• Beschränkung auf die ortsübli-
chen Dacheindeckungen (Ton-
ziegel/Betondachsteine in rot
oder schwarz),

• Ausschluss aufdringlich greller
Farben und glänzender Oberflä-
chen,

Geneigtes Dach mit Dachgauben
Das Beispiel zeigt, dass bei der Verwen-
dung kleiner Schleppgauben, die Dach-
gestaltung relativ wenig gestört wird.
Wichtig ist dabei auch eine regelmäßige
Anordnung der Dachaufbauten, die Be-
zug auf die Fensterachsen nimmt.
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darf dann insgesamt 1/3 der gesam-
ten Dachbreite nicht überschreiten
und muss Bezug nehmen zu den
Fensteröffnungen der darunter lie-
genden Geschosse (achsial über oder
mittig zwischen den Fensteröffnun-
gen bzw. bei Anordnung einer Gau-
be mittig in der Dachfläche). Als Ver-
kleidung der Gaubenwandflächen ist
nur Putz, Zinkblech oder eine im
äußeren Erscheinungsbild vergleich-
bare Bekleidung zulässig, die Verklei-
dung von Zwerchhäusern und
Zwerchgiebel ist darüber hinaus
auch in den Fassadenmaterialien des
Hauptbaukörpers zulässig.

Absatz 5
Sinngemäß ist Abs. 4, Satz 2 ff. auch
auf Dacheinschnitte (in die Dach-
fläche eingeschnittene Balkone) an-
zuwenden.

Absatz 6
Dachflächenfenster, die vom öffent-
lichen Verkehrsraum einsehbar sind,
dürfen eine Größe von 1,25 qm nicht
überschreiten. Nach Möglichkeit soll-
te die Größe der Dachflächenfenster
so gewählt werden, dass keine an-
geschnittenen Dachpfannen entste-
hen. Die Breite aller Dachflächen-
fenster darf dann insgesamt 1/3 der
gesamten Dachbreite nicht über-
schreiten und muss Bezug nehmen
zu den Fensteröffnungen der darun-
ter liegenden Geschosse (achsial

Dächer und
Dachaufbauten

• Regenrinnen und Regenfallrohre
in der üblichen Kupfer- oder
Zinkoptik,

• einsehbare Schornsteinköpfe tra-
ditionell in Putz oder Ziegel (Ab-
weichend ggf. auch in Edelstahl
oder transparentem Plexiglas),

• Verlagerung von Antennen- und
Satelitenanlagen auf die nicht
einsehbare Gebäuderückseite (es
sei denn, es gibt hier keinen
Empfang).

Gestaltungsanforderungen an
Dachaufbauten
Zwerchhäuser und Zwerchgiebel
(gegenüber der Fassadenflucht
nicht zurückversetzte Dachauf-
bauten und Giebel) sind  vor allem
bei Gebäuden aus der Vorkriegszeit
ein beliebtes und straßenraum-
belebendes Gestaltungselement.
Daher sollen sie auch weiterhin im
angemessenen Rahmen zulässig
sein. Gestalterisch entwickeln sich
Zwechhäuser und -giebel aus der
Gebäudefassade und sollten sich
daher hieran orientieren.

Demgegenüber gehören Dachgau-
ben (gegenüber der Fassadenflucht
zurückversetzte Dachaufbauten),
Dacheinschnitte und Dachflächen-
fenster – als deutlich untergeord-
neter Teil – zur Dachfläche. Sie wer-
den, damit sie nicht aufdringlich
wirken, hinsichtlich Umfang, Form
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über oder mittig zwischen den Fen-
steröffnungen bzw. bei Anordnung
eines Dachflächenfensters mittig in
der Dachfläche). Abweichungen hier-
von können bei vom öffentlichen
Verkehrsraum nur schwer einsehba-
ren Dachflächen, die Straßen mit ei-
ner Gesamtbreite unter 6,00 m zu-
gewandt sind, zugelassen werden.

Absatz 7
Regenrinnen und Fallrohre (mit Aus-
nahme des Standrohres) sind in Kup-
fer oder Zink bzw. kupfer- oder zink-
farben auszuführen.

Absatz 8
Schornsteinköpfe über Dach, die vom
öffentlichen Verkehrsraum einsehbar
sind, sind nur in Putz oder Ziegel-
sichtmauerwerk zulässig. Abwei-
chend kann eine Ausführung in Edel-
stahl oder in transparentem Plexiglas
zugelassen werden.

Absatz 9
Empfangsanlagen für Funk und Fern-
sehen und dazugehörige Verkabelun-
gen sind auf den straßenseitigen Fas-
saden und Dachflächen unzulässig.
Abweichungen hiervon können zuge-
lassen werden, wenn ein Empfang
ansonsten nicht oder nur mit unver-
hältnismäßig hohem wirtschaftli-
chen Aufwand sichergestellt werden
kann.

Dächer und
Dachaufbauten

und der verwendbaren Materiali-
en entsprechend stärker be-
schränkt. Ziel ist auch hier eine
möglichst harmonische und zu-
rückhaltende Dachgestaltung. Die
zulässigen Größen der Dachauf-
bauten orientieren sich dabei auch
an der üblicherweise ausreichen-
den Belichtung ausgebauter Dach-
geschosse.

Wichtig neben der Verwendung
angemessener Materialien ist vor
allem der Bezug der Dachaufbau-
ten zu Fensterachsen und Fassa-
dengliederungen der darunter lie-
genden Geschosse.

Abweichungen
Die in der Satzung angeführten
Abweichungen berücksichtigen
städtebauliche und gestalterische
Sondersituationen. Hierzu gehören
z.B. Eckgebäude, freistehende Ein-
zelgebäude und schmale Straßen
(wo Dachflächen nur begrenzt ein-
sehbar sind).

Mansarddach mit Zwerchhaus
Zwerchhäuser sind ein typisches Gestal-
tungsmittel bei Gebäuden aus der Zeit
um 1900 und dienen der Belebung und
Gliederung des Straßenbildes.
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§ 11
Stätte der Leistung

Absatz 1
Werbeanlagen sind nur an der Stät-
te der Leistung und im engen räum-
lichen Zusammenhang mit dem Be-
trieb zulässig. Für Geschäfte, Dienst-
leistungsbetriebe usw., die sich im
Bereich von Passagen befinden, ist
ausnahmsweise im Erdgeschoss des
Eingangsbereiches der Passage je
Nutznießer ein Hinweisschild zuläs-
sig. Für Geschäfte, Dienstleistungs-
betriebe usw., die sich in der Glo-
ckengasse befinden, ist abweichend
im Bereich jedes direkten Zugangs
vom Haupteinkaufsbereich (Zone 1,
Anm.: vgl. Seite 18) je Nutznießer
ein Hinweisschild zulässig.

Absatz 2
Mit der Werbeanlage soll hauptsäch-
lich auf den Namen und die Art des
Betriebes (Eigenwerbung) hingewie-
sen werden. Produktwerbungen sind
nur in untergeordneter Form zuläs-
sig. Sie dürfen die Größe der Eigen-
werbung nicht überschreiten.

Absatz 3
Ausgenommen von den Vorschriften
der Absätze 1 und 2 sind Bauschilder
und Hinweise auf ausführende Bau-
firmen an vorübergehend aufgestell-
ten Bauzäunen und Baugerüsten,

Stätte der
Leistung

Allgemeines
Werbung ist für einen Gewerbe-
oder Dienstleistungsbetrieb von
existenzieller Bedeutung, um mit
potenziellen Kunden in Kontakt zu
treten. Bei den in der Gelderner In-
nenstadt ansässigen Betriebe ist es
üblich, dass unmittelbar an der
sog. »Stätte der Leistung« gewor-
ben wird. Stätte der Leistung ist
hierbei der Ort (Grundstück oder
Gebäude), an dem der beworbene
Gegenstand hergestellt (Produk-
tionsort), angeboten (Verkaufs-
stätte, Gastronomiebetrieb) oder
gelagert bzw. verwaltet wird
(Dienstleistung).

Um zu vermeiden, dass eine Wer-
bung häufig und überall – und da-
mit aufdringlich – im Stadtgebiet
zu finden ist, haben sich Werbean-
lagen auf den eigentlichen Produk-
tions-, Verkaufs- oder Dienstleis-
tungsort zu beschränken.

Die klare räumliche Zuordnung
zwischen Werbung und dem Ort/
dem Gebäude, wo man das Bewor-
bende erhält, verhindert den Ein-
druck von Beliebigkeit, Aufdring-
lichkeit und Orientierungslosigkeit
im Stadtbild. Letztendlich wird
durch die ausschließliche Zulässig-
keit von Werbeanlagen an der Stät-
te der Leistung – ergänzt um mög-

entfällt

Amina Bojkic
Unterstreichen
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wenn sie flächig hierauf angebracht
werden.

Absatz 4
Abweichungen von den Vorschriften
der Absätze 1 und 2 können gestat-
tet werden für Werbeanlagen an vor-
übergehend aufgestellten Bauzäu-
nen und Baugerüsten, wenn dadurch
das Stadtbild und die Verkehrssicher-
heit nicht beeinträchtigt werden.

Absatz 5
Weihnachtsdekorationen u. ä. Fest-
tagsdekorationen sind von den Vor-
schriften dieser Satzung ausgenom-
men.

Absatz 6
Für Tankstellengrundstücke gelten
folgende gesonderte Vorschriften:
- Auf jedem Tankstellengrundstück ist

nur je angrenzender Straßenseite
eine Werbe- und Preistafel zulässig;
eine Häufung oder Störung des
Straßen- und Ortsbildes ist auszu-
schließen.

- In den Markenfarben der Mineralöl-
firmen dürfen lediglich die Zapfsäu-
len und die vorgannten Werbe- und
Preistafeln, nicht aber die sonstigen
baulichen Anlagen oder Teile der-
selben erscheinen.

- Auf Tankstellengrundstücken dür-
fen Werbeattrappen und bewegli-
che Werbeschilder nicht verwendet
werden.

Stätte der
Leistung

liche Abweichungen für ansonsten
benachteiligte Betriebe – für eine
ausgewogene Chancengleichheit
der ortsansässigen Einzelhändler
und Gewerbetreibenden gesorgt.

Eigen- und Produktwerbung
Unter dem Begriff der Werbeanlage
fällt sowohl Eigenwerbung (z.B.
Werbung für ein Geschäft) als auch
Fremdwerbung (z.B. Werbung für
ein Produkt, das in einem Geschäft
verkauft wird). Die Satzung läßt in
begrenzten Umfang Fremdwer-
bung zu. Grundsätzlich ist aber
sich häufende »Erinnerungswer-
bung« (z.B. Markenwerbung) zu
vermeiden, insbesondere wenn da-
durch die (ortsbezogene) Eigen-
werbung in den Hintergrund tritt.

Abweichungen/Besonderheiten
Die Satzung formuliert hinsichtlich
der Ortsgebundenheit von Werbe-
anlagen auch einige, heutzutage
übliche Ausnahmen. Diese müssen
sich jedoch in einem stadtbild-
verträglichen Rahmen halten. Hier-
zu gehören:
• Werbung zu und vor besonderen

Anlässen/Feiertagen,
• Werbung an Baustellen.
Tankstellen werden in der Satzung
gesondert genannt, da hier der
Störungsgrad für das Stadtbild be-
sonders hoch ist.

Fliegende Werbung
Werbeanlagen wie z.B. großflächige
Werbetafeln sind reine Erinnerungswer-
bung ohne räumlichen Bezug zu einem
konkreten Ort – sie könnten überall sein.
Als reine Produktwerbung und ohne Be-
zug zu einer Verkaufsstätte wirkt diese
Werbung – abgesehen von ihrer Größe –
störend im Stadtbild.
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§ 12
Unzulässige Werbeanlagen

Absatz 1
Unzulässig ist die Verwendung von
grellen Farbtönen, Leucht-, Reflex-
und Signalfarben. Hierzu zählen die
in der Anlage 4 (Anm.: vgl. Seite 59)
aufgeführten Farben und Farbtöne
der RAL-Karte. Abweichungen hier-
von können gestattet werden, wenn
dies mit den öffentlichen Belangen,
insbesondere stadtgestalterische und
städtebauliche Belange, vereinbar ist
und wenn es sich
- um untergeordnete Teile der Werbe-

anlage handelt (max. 20 % der An-
sichtsfläche)

oder
- um registrierte Firmen- bzw. Mar-

kenzeichen
handelt.

Absatz 2
Unzulässig sind Werbeanlagen
- an Erkern, Balkonen, Loggien, Ge-

simsen und anderen gegliederten
Fassadenflächen;

- an Türen, Toren sowie Fensterlä-
den, sofern der Absatz 8 nichts an-
deres bestimmt;

- Auf Sonderleistungen (Wagenwä-
sche, Ölwechsel usw.) ist je angren-
zender Straßenseite nicht durch
mehr als ein Schild hinzuweisen.

Unzulässige
Werbeanlagen

Allgemeines
Bei den hier angesprochenen un-
zulässigen Werbeanlagen handelt
es sich um Anlagen, die visuell be-
sonders aufdringlich sind und das
Stadt- und Straßenbild empfindlich
stören.

Bisher sind bei den Werbeanlagen
in der Innenstadt Gelderns relativ
wenige gestalterische »Ausreißer«
zu finden. Meist handelt es sich in
diesen Fällen um einen Kiosk, Fast-
Food-Imbiss oder um eine Filiale ei-
ner Discount-Kette. Trotzdem kön-
nen schon wenige aufdringlich ge-
staltete Werbeanlagen das gesam-
te Umfeld negativ beeinträchtigen
und die Wirkung positiver und de-
zenter gestalteter Werbeanlagen in
den Hintergrund drängen.

Eigenschaften
Daher werden in der Satzung z.B.
bestimmte Eigenschaften von Wer-
beanlagen ausgeschlossen, die
besonders stark die Aufmerksam-
keit auf sich ziehen. Durch die Be-
schränkungen soll zudem die ge-
wünschte zurückhaltende Gestal-

Extrem störende Werbeanlagen
Die grelle, aufdringliche Farbgebung
(Signalfarben) und die Verkleidung des
gesamten Erdgeschosses wirken beson-
ders unangenehm im Stadtbild.

entfällt

Amina Bojkic
Unterstreichen
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- auf, an oder in Dach- und Giebel-
flächen oberhalb der Trauflinie;

- an Einfriedungen und in Vorgärten
(dies gilt nicht für je eine Werbe-
anlage je Gewerbetreibenden an
der Stätte der Leistung -Namens-
schilder-, sofern eine Größe von
0,20 qm nicht überschritten und §
15 Abs. 2 beachtet wird);

- an Masten, Arkadenstützen, Lam-
pen u. ä.;

- an Bäumen.
Abweichungen hiervon können ge-
stattet werden, wenn dies mit den
öffentlichen Belangen, insbesondere
stadtgestalterische und städtebauli-
che Belange, vereinbar ist und wenn
die Durchführung der Vorschrift im
Einzelfall zu einer offenbar nicht be-
absichtigten Härte führt.

Absatz 3
Unzulässig sind Zettel- und Bogen-
anschläge außerhalb der hierfür zu-
gelassenen Werbeträger. Als zugelas-
sener Werbeträger gelten Litfass-
Säulen oder sonst genehmigte Infor-
mationseinrichtungen wie Schaukä-
sten, Säulen und Vitrinen.

Absatz 4
Unzulässig sind Werbeanlagen mit
wechselndem oder bewegtem Licht
und Werbeanlagen mit ähnlicher
Bauart oder Wirkung (hierzu zählen
Gegenlichtanlagen, Wechsellicht-
anlagen, Leitlichtanlagen, Digital-

Unzulässige
Werbeanlagen

tung von Gebäuden und Werbean-
lagen grundsätzlich gefördert und
vor aufdringlichen Nachbarn ge-
schützt werden.

Zu den unzulässigen Eigenschaften
gehören:
• bestimmte grelle Farben,
• sich bewegende, pulsierende

und farblich angestrahlte Werbe-
anlagen (»Las Vegas-Effekt«).

Die in diesem Zusammenhang ge-
nannten möglichen Abweichungen
berücksichtigen individuelle fir-
men- und markenspezifische Be-
sonderheiten, soweit sie stadt-
gestalterisch vertretbar sind.

Anbringungsorte
Neben den Eigenschaften einer
Werbeanlage kann auch der An-
bringungsort entscheidend zur po-
sitiven oder negativen Wirkung im
Stadtbild beitragen. Um hierbei
entsprechende Auswüchse zu ver-
meiden, werden in der Satzung die
möglichen Anbringsorte auf die
üblichen Fassadenteile beschränkt.
Auch hier sieht die Satzung Abwei-
chungen in den Fällen vor, in de-
nen es sich um eine besondere
städtebauliche Situation oder um
eine Unzumutbarkeit handelt.

Außerhalb der Gebäudefassaden ist
Werbung lediglich an entsprechen-

Extrem störende Werbeanlagen
Das Beispiel zeigt aufdringlich wirkende
Werbeanlagen, die sich hier ungeordnet
an einer Fassade häufen. Zusätzlich wer-
den dabei auch noch stark »leuchtende«
Farben mit Signalcharakter verwendet.
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bildanlagen, Bild- und Filmprojek-
tionen, Wechselbildanlagen, ange-
strahlte Werbeanlagen, deren Licht-
farbe oder Lichtintensität wechselt
usw.).

Absatz 5
Unzulässig sind angestrahlte Werbe-
anlagen mit Ausnahme von weißli-
chem oder gelblichem Licht.

Absatz 6
Unzulässig ist die sichtbare Anord-
nung von technischem Zubehör der
Werbeanlage wie Kabelführungen,
Montageleisten usw.

Absatz 7
Unzulässig sind grundsätzlich Fen-
sterwerbungen oberhalb des 1.
Obergeschosses in Zone 1 und Fen-
sterwerbungen oberhalb des Erdge-
schosses in Zone 2.

Absatz 8
Unzulässig sind Abdeckungen der
Fenster, Eingangstüren und Tore
durch Beklebungen und Plakatierun-
gen. Ausgenommen hiervon sind Ab-
deckungen und Fensterwerbungen
unter Beachtung von Absatz 7 sowie
§ 13 Absatz 5, wenn die beklebte
Fläche höchstens 20 % der jeweili-
gen Fenster- bzw. Türfläche beträgt
und sich nur im oberen Drittel der
Fenster- bzw. der Türfläche befindet.
Hiervon freigestellt sind kurzfristige

Unzulässige
Werbeanlagen

den Stellen wie Litfass-Säulen,
Schaukästen usw. vorgesehen. Da-
mit soll u.a. auch dem »wilden Pla-
katieren« entgegengewirkt wer-
den.

Fenster und Schaufenster
Neben Werbanlagen, die an der
Fassade angebracht sind, ermög-
licht die Satzung auch weiterhin
Fensterwerbungen. Hier ist jedoch
darauf zu achten, dass Fenster
nicht zu sehr abgedeckt werden
und dadurch »tote« Flächen ent-
stehen. Blinde Fenster wirken ab-
weisend für den Passanten und er-
wecken den Eindruck von Distanz,
Verschlossenheit oder Leerstand.
Sie widersprechen damit dem Ziel
nach einem offenen und freundli-
chen Stadtbild. Daher werden An-
bringungsort und Umfang von
Fensterwerbung in der Satzung auf
ein allgemein verträgliches Maß
begrenzt.
Demgegenüber können z.B. an-
sprechend gestaltete Schaufenster-
auslagen das Straßenbild ganz ent-
scheidend verbessern und zu ei-
nem freundlichen Eindruck beitra-
gen. Hier ist insbesondere die frei-
willige Initiative und Kreativität des
örtlichen Einzelhandels gefordert.

Werbung mit Fernwirkung
Spannbänder, Werbefahnen, Gie-
belbemalungen usw. sind auf Fern-

Fensterbeklebungen
Da man mit Fenstern als »Augen des
Hauses« Offenheit und Transparenz
verbindet, wirken Fenster, die stark
beklebt sind, abweisend und »billig«.
(siehe unten)
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Sonderwerbungen, die einen Zeit-
raum von bis zu zwei Wochen um-
fassen sowie Beklebungen bei Leer-
stand.

Absatz 9
Unzulässig sind Spannbänder und
Transparente sowie senkrecht/
schräg zur Fassade ausgestellte Wer-
befahnen mit Ausnahme von zeitlich
begrenzten Veranstaltungen (wie
Aus- und Schlussverkäufe). Abwei-
chungen für feststehende/festhän-
gende Werbefahnen können gestat-
tet werden, wenn es sich um große
Flächen ohne Wandöffnungen han-
delt und im übrigen die Regelungen
der Satzung eingehalten werden
oder unter Bezugnahme auf § 14
Abs. 4 letzter Satz dieser Satzung.

Absatz 10
Unzulässig ist Werbung in Form von
Giebelbemalungen, die mehr als
20 % der zusammenhängenden
Wandfläche bedeckt.

Unzulässige
Werbeanlagen

wirkung ausgerichtete Werbean-
lagen, die durch ihre Größe bzw.
durch Bewegung (Wind)  Aufmerk-
samkeit auf sich ziehen. Solche
großformatigen Werbeanlagen fal-
len in einer kleinteiligen Stadt un-
angenehm auf. Aus diesem Grun-
de sieht die Satzung hier Beschrän-
kungen vor, die solche Werbean-
lagen lediglich in Ausnahmefällen
• zu besonderen Anlässen,
• an besonderen Gebäuden bzw.
• in deutlich untergeordnetem

Umfang zulassen.
Auch sollen durch die Satzung die
vorhandenen Fassaden vor sonst
unvermeidlicher Überdeckung und
Überformung geschützt werden.

Hinsichtlich der Giebelbemalungen
wird durch die Größenbegrenzung
in Verbindung mit der Ortsbe-
grenzung (Stätte der Leistung, vgl.
§ 11) sichergestellt, dass hier »orts-
fremde« oder überdimensionierte
Werbung (z.B. von Discountmärk-
ten) das Stadtbild nicht beeinträch-
tigt.

Giebelbemalungen
Giebelbemalungen sind möglich, sofern
sich in dem Gebäude auch der bewor-
bene Betrieb befindet. Die Größe der
Werbung sollte sich aber in einem
angemessenen Rahmen halten.
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§ 13
Horizontale Werbeanlagen

(Flachwerbeanlagen u. Werbeschriften)

Absatz 1
Horizontale Werbeanlagen sind par-
allel zur Fassade anzubringen. Die
vertikale oder schräge Anordnung
von Werbeanlagen bzw. Schriftzü-
gen ist nicht zulässig. Die Anordnung
der horizontalen Werbeanlage muss
auf die Gliederung der Fassade ab-
gestimmt sein und darf die konstruk-
tive/gestalterische Ausbildung des
Gebäudes nicht beeinträchtigen. Um
dies zu erreichen, können ggf. Ab-
weichungen von den in den Absät-
zen 2 bis 5 festgesetzten Maßen zu-
gelassen werden.

Absatz 2
Horizontale Werbeanlagen sind nur
an strassenseitigen Fassaden und
nur unterhalb der Fensterunterkante
des 1. Obergeschosses zulässig. Ist
eine Kragplatte vorhanden, ist die
Werbeanlage oberhalb dieser Krag-
platte bis zur Fensterunterkante des
1. Obergeschosses zulässig. Abwei-
chungen hiervon können bei Betrie-
ben, die sich nicht im Erdgeschoss
befinden, gestattet werden.

Absatz 3
Horizontale Werbeanlagen müssen
mindestens einen Abstand von 0,50
m zu Gebäudeaußenecken, Grund-

Horizontale
Werbeanlagen

Allgemeines
Der Begriff der »horizontalen Wer-
beanlage« bezeichnet alle parallel
zur Fassade angebrachten Anlagen
der Außenwerbung. Hierzu gehö-
ren unter anderem:
• aufgemalte, aufgesetzte und ein-

geschnittene Einzelbuchstaben,
Werbezeichen und Logos,

• aufgesetzte Wörter und zusam-
menhängende Schriftzüge.

Anbringungsarten und -orte
Horizontale Werbeanlagen besit-
zen eine starke Wechselwirkung
mit der Gliederung der sie tragen-
den Fassade. Daher ist bei der An-
bringung von horizontalen Werbe-
anlagen besonders darauf zu ach-
ten, dass diese Anlagen Bezug auf
die Fassadengliederung (Fenster-
achsen, Gesimse, Wandvorsprün-
ge usw.) nehmen und sich in das
gestalterische Gesamtbild des Ge-
bäudes einfügen.

Darüber hinaus haben horizontale
Werbeanlagen wichtige senkrech-
ten Kanten und Begrenzungen ei-
nes Gebäudes zu beachten. So dür-
fen sie z.B. Gebäude nicht auf-
dringlich »umfassen«, in dem sie
um Gebäudecken herumgeführt
werden. Sie sollen stattdessen ei-
nen angemessenen und respektvol-
len Abstand zu den Gebäudeecken

Horizontale Werbeanlage, zurückhal-
tend in die Fassade eingefügt
Das Beispiel zeigt, dass auch zurückhal-
tend gestaltete Werbeanlagen ihre Wir-
kung nicht verfehlen. Die Verwendung
hochwertiger Materialien bzw. die künst-
lerische Gestaltung verstärkt das positive
Image.

entfällt

Amina Bojkic
Unterstreichen
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stücksgrenzen (bei aneinander ge-
bauten Gebäuden) und benachbar-
ten Werbeanlagen einhalten. Eine
über mehrere Gebäude übergreifen-
de Werbung ist unzulässig.

Absatz 4
Das höchstzulässige Maß der Länge
ist insgesamt auf 8,00 m in Zone 1
und 6,00 m in Zone 2 begrenzt. Als
Länge gilt hierbei der Abstand zwi-
schen den beiden am weitesten ent-
fernt liegenden Außenkanten der Ele-
mente, die zu einer horizontalen
Werbeanlage gehören.

Absatz 5
Zulässig sind nur Einzelbuchstaben
und Werbelogos. Die Größe der Ein-
zelbuchstaben und Werbelogos darf
folgende Maße nicht überschreiten:
Höhe in Zone 1: 0,60 m,
Höhe in Zone 2: 0,50 m,
Tiefe in Zone 1 und 2: 0,15 m.

Horizontale
Werbeanlagen

sowie untereinander einhalten.
Keinesfalls dürfen sie durch ein
Übergreifen auf Nachbargebäude
die Gebäudegliederung ignorieren.

Außerdem werden horizontale
Werbeanlagen auf den üblichen
Anbringungsort, d.h. auf den Be-
reich erdgeschossiger Schaufenster
begrenzt. Lediglich im Hauptein-
kaufsbereich und bei Betrieben, die
sich nicht im Erdgeschoss befin-
den, sind Abweichungen  möglich.

Art und Größe der Werbeanlagen
Horizontale Werbeanlagen können
durch die Art der Anbringung oder
durch ihre Größe im Straßenbild
stören. Beispielsweise erwecken zur
Fassade geneigte oder gekippte
Werbeanlagen einen disharmoni-
schen und verunsichernden Ein-
druck. Die Längenbeschränkungen
nehmen Bezug auf die ortsüblichen
Fassadenbreiten und sollen damit
dem kleinteiligen Charakter der In-
nenstadt entsprechen. Die Höhen-
und Tiefenbeschränkungen zielen
darauf ab, dass die Fassade nicht
zu sehr verdeckt wird. Sie berück-
sichtigen aber auch die gängigen
Arten von Werbeanlagen. Eine
Werbeanlage aus einzelnen Ele-
menten wie Einzelbuchstaben und
Werbelogos wirkt grundsätzlich
zurückhaltender als z.B. ein Leucht-
kasten mit Aufschrift.

Skizze zu horizontalen Werbeanlagen
In der Skizze werden die maßlichen Rah-
menbedingungen erläutert. Die Maße be-
rücksichtigen das Erscheinungsbild orts-
üblicher Massivbauten.
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§ 14
Vertikale Werbeanlagen

(Ausleger und Werbefahnen)

Absatz 1
Vertikale Werbeanlagen sind auf den
konstruktiv tragenden Bauteilen ei-
ner Fassade (Stützen, Pfeiler, Mauer-
schäfte zwischen Wandöffnungen)
anzuordnen.

Absatz 2
Vertikale Werbeanlagen sind maxi-
mal bis zur Trauflinie und
- in Zone 1 bis zur Unterkante der

Fenster des 2. Obergeschosses
(Brüstungslinie)

- in Zone 2 bis zur Unterkante der
Fenster des 1. Obergeschosses
(Brüstungslinie)

zulässig. Abweichungen können bei
Kaufhäusern und anderen Verkaufs-
stätten über mehr als 2 oberirdische
Geschosse gestattet werden.

Absatz 3
Vertikale Werbeanlagen müssen min-
destens folgende Abstände einhal-
ten:
- zu benachbarten Werbeanlagen:

min. 3,00 m,
- zur Fassade: min. 0,10 m und

höchstens 0,40 m,
- zu Gebäudeecken und Grund-

stücksgrenzen: min. 0,50 m,
- zu Kragplatten, Vordächern, hori-

zontalen Werbeanl.: min. 0,50 m.

Vertikale
Werbeanlagen

Allgemeines
Zu den sog. »vertikalen Werbean-
lagen« zählen alle nicht parallel zur
Fassade angebrachten Werbeanla-
gen, insbesondere:
• Ausleger in Form von Aushänge-

und Steckschilder bzw. -kästen,
• Werbefahnen (soweit sie abwei-

chend erlaubt sind).

Anbringungsarten und -orte
Vertikale Werbeanlagen sind wie
auch die horizontalen Werbean-
lagen auf die Gliederung der sie
tragenden Fassade abzustimmen.
Sie sind gezielt an den konstruktiv
tragenden Bauteilen einer Fassade
zu befestigen, um sich so in die ge-
stalterische Ordnung der Fassade
einzufügen. Dabei sollten Ausleger
auch möglichst nicht an vorkra-
genden Gebäudeteilen wie Erker,
Gesimse, Vordächer usw. ange-
bracht werden. In diesen Fällen
würden sie zu sehr in den Straßen-
raum hineinragen und damit auf-
dringlich wirken.

Empfohlen wird außerdem, Be-
leuchtungen von vertikalen Werbe-
anlagen im Bereich von Wohnun-
gen nicht über 22.00 Uhr hinaus
auszudehnen, um Störungen der
Nachtruhe in benachbarten Schlaf-
räumen durch Blendung und Hel-
ligkeit zu vermeiden.

Skizzen zu vertikalen Werbeanlagen
In den Skizzen werden die maßlichen
Rahmenbedingungen für jeweils unter-
schiedliche Fälle erläutert. Die Maße be-
rücksichtigen das Erscheinungsbild orts-
üblicher Massivbauten. Sie vermeiden
außerdem potenzielle Belästigungen
darüber liegender Wohnungen.

entfällt

Amina Bojkic
Unterstreichen
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Absatz 4
Die Größe der vertikalen Werbean-
lage (hierzu zählt nicht die Ausleger-
halterung) darf folgende Maße nicht
überschreiten:
Höhe: 1,00 m
Breite: 0,60 m
Stärke: 0,25 m.
Besteht die vertikale Werbeanlage
aus Kästen mit Einzelbuchstaben,
gelten im Gegensatz zu den vorhe-
r igen Festsetzungen folgende
Höchstmaße je Kasten mit Einzel-
buchstabe:
Höhe: 0,50 m
Breite: 0,50 m
Stärke: 0,25 m
(mit einer maximalen Schrifthöhe
und -breite von 0,40 m).
Bei besonders künstlerisch gestalte-
ten Auslegern kann im Einzelfall von
vorstehenden Maßen eine Abwei-
chung genehmigt werden. Ebenso
können Abweichungen bei Kaufhäu-
sern und Verkaufsstätten über mehr
als 2 oberirdische Geschosse gestat-
tet werden, wenn es sich um festste-
hende/festhängende Werbefahnen
handelt.

Absatz 5
Unzulässig sind vertikale Werbean-
lagen in Form von Würfeln, Pyrami-
den, Prismen oder ähnlichen Körpern
sowie in Form von überdimensionier-
ten Produktimitaten wie Brille, Han-
dy, Schlüssel usw.

Vertikale
Werbeanlagen

Art und Größe der Werbeanlagen
Die Beschränkungen hinsichtlich
der Größe und der Abstände von
vertikalen Werbeanlagen gewähr-
leisten einerseits eine ausreichen-
de Lesbarkeit. Andererseits soll die
Erlebbarkeit der Fassaden mög-
lichst wenig einschränkt werden.
Hier ist besonders auf den Blickwin-
kel der Passanten Rücksicht zu neh-
men. Eine stärkere Häufung von
vertikalen Werbeanlagen entlang
einer Straße führt aus perspektivi-
schen Gründen zu einer zuneh-
mend störenden Verdeckung der
Fassaden. Darüber hinaus soll
durch die Kleinteiligkeit einer Wer-
beanlage Rücksicht auf die Klein-
maßstäblichkeit der Fassade ge-
nommen werden. Wünschenswert
wäre daher auch, dass nicht mehr
als fünf Einzelelemente senkrecht
untereinander gesetzt werden.

Abweichungen und Sonderfälle
Abweichungen sind hier bei beson-
derer künstlerischer Gestaltung der
Werbeanlage bzw. bei großen Ver-
kaufsstätten (z.B. Kaufhäusern)
möglich, die einen Sonderstatus im
Stadtbild besitzen.

Betont skulpturale Werbekörper
(z.B. Prismen oder Produktimitate)
wirken immer als Fremdkörper im
Stadtbild und werden daher gene-
rell ausgeschlossen.

in der Zone 2 (übriger Geltungsbereich)

in der Zone 1 (Haupteinkaufsbereich)
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§ 15
Hinweisschilder
(Namensschilder)

Absatz 1
Hinweisschilder dürfen je Nutznießer
eine Größe von 0,25 qm und je Ge-
bäude insgesamt 1,00 qm nicht
überschreiten. Abweichungen kön-
nen gestattet werden bei Bezug auf
bestehende Fassadengliederungen
oder bei einer besonders großen An-
zahl von Schildern (beispielsweise an
Passageneingängen) oder als Hin-
weisschilder auf öffentlichen Ver-
kehrsflächen.

Absatz 2
Mehrere Hinweisschilder an einem
Gebäude sind in Gruppen zusam-
menzufassen und in Material, Farbe
und Größe einheitlich zu gestalten.
§ 12 Nr. 1 gilt sinngemäß.

§ 16
Warenautomaten

Absatz 1
Warenautomaten an straßenseitigen
Fassaden dürfen nur angebracht
werden, wenn sie in einer engen
räumlichen und sachlichen Bezie-
hung zu e inem Verkaufs-  oder
Dienstleistungsbetrieb stehen. Wer-
den mehr als ein Warenautomat je
Gebäude angeordnet, sind diese hin-

Hinweisschilder

Warenautomaten

Allgemeines
Hinweisschilder weisen auf Gewer-
betreibende (z.B. Händler, Hand-
werker) oder Freiberufler (z.B. Bü-
ros, Praxen, Kanzleien) hin. Sie ent-
halten meist Angaben zu
• Namen und Art des Betriebes,
• Tätigkeit und
• Öffnungszeiten.

Gestaltungsanforderungen
Im Regelfall reicht für einen Betrieb
ein Hinweisschild von ca. 40 x 60
cm Größe aus. Auch bei der An-
bringung von Hinweisschildern ist
auf die vorhandene Fassadenge-
staltung zu achten bzw. diese zu
berücksichtigen. Mehrere Hinweis-
schilder sind gestalterisch unterein-
ander abzustimmen, um gerade im
Eingangsbereich ein Durcheinan-
der verschiedener Materialien zu
vermeiden.

Allgemeines
Die Bedeutung von Warenautoma-
ten (z.B. Zigarettenautomaten) ist
in den letzten Jahren angesichts
erweiterter Ladenöffnungszeiten
zurückgegangen. Dennoch ergibt
sich hier angesichts noch zahlreich
vorhandener Automaten ein Rege-
lungsbedarf in der Innenstadt. Ziel
der Satzung ist, überdimensionier-
te und unachtsam angebrachte Au-

Hinweisschilder
Die Skizze zeigt einen Vorschlag für eine
sinnvoll geordnete Anbringung von z.B.
Firmenschildern im Bereich der Eingangs-
tür.

entfällt

entfällt

Amina Bojkic
Unterstreichen

Amina Bojkic
Unterstreichen
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sichtlich Form, Größe, Farbe und An-
bringungsort aufeinander abzustim-
men.

Absatz 2
Warenautomaten dürfen nicht auf
Türen und Fenstern und architekto-
nisch prägenden Fassadengliede-
rungen angebracht werden, sondern
nur an Wänden und Wandpfeilern.
Sie dürfen dabei nicht gegenüber der
Fassade vorstehen, sondern sind
außenbündig zur Fassade anzubrin-
gen. Zu Gebäudeaußenecken und
Grundstücksgrenzen ist ein Abstand
von min. 0,50 m einzuhalten. Frei-
stehende Warenautomaten sind un-
zulässig.

Absatz 3
Warenautomaten dürfen nicht mehr
als 1,00 qm Ansichtsfläche aufwei-
sen.

Warenautomatentomaten, die das Fassadenbild stö-
ren, zu vermeiden. Die Verwen-
dung handelsüblicher Automaten
ist jedoch unter Beachtung der
Rahmenbedingungen auch weiter-
hin grundsätzlich möglich.

Gestaltungsanforderungen
Die Festsetzungen der Satzung die-
nen auch dazu, zukünftig Waren-
automaten auf die Gliederung der
Fassade bzw. untereinander besser
abzustimmen. Insgesamt sollen
Warenautomaten stärker in das
Fassadenbild integriert werden –
und gerade im Blickfeld der Passan-
ten nicht als aufgesetzter Fremd-
körper erscheinen. Um dies zu er-
reichen, sind Automaten außen-
bündig in die Fassade einzulassen
oder alternativ im Gebäudeinnern
anzuordnen (z.B. Windfang einer
Gaststätte).

Mit der räumlichen Beschränkung
auf den entsprechenden Verkaufs-
oder Dienstleistungsbetrieb (z.B.
Gaststätte) wird gewährleistet,
dass Warenautomaten nicht ohne
Bezug im Stadtbild anzutreffen
sind.

Störende Warenautomaten
Das Bild zeigt zwei Warenautomaten, die
zwischen Tür und Fenster »eingeklemmt«
sind. Verbunden mit einer tiefen Ausla-
dung wirken sie besonders unangenehm
im sensiblen Eingangsbereich.
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§ 17
Schaukästen

Absatz 1
Schaukästen für kommunale und
kirchliche Mitteilungen, Vereins-
mitteilungen und Mitteilungen für
gastronomische Betriebe (nur Spei-
se- und Getränkekarten) sind nur an
Gebäuden zulässig. Sie dürfen nicht
größer als 0,30 qm sein und gegen-
über der Fassade lediglich bis max.
0,15 m vorstehen.

(2) Abweichend hiervon sind die un-
ter Abs. 1 genannten Schaukästen
an Einfriedungen oder in Vorgärten
zulässig, wenn dadurch stadtgestal-
terische Belange nicht beeinträchtigt
werden.

Sc
h

au
kä

st
en

Schaukästen
Allgemeines
Ähnlich wie Hinweisschilder dienen
Schaukästen vorwiegend zu In-
formationszwecken und sind dem-
entsprechend möglichst an den
zugehörigen Gebäuden anzubrin-
gen. Zusammen mit dem Verzicht
auf freistehende Schaukästen wird
damit einer bezuglosen Verteilung
innerhalb der Innenstadt entge-
gengewirkt.

Gestaltungsanforderungen
Die Größenbeschränkungen orien-
tieren sich an den üblichen Erschei-
nungsformen von Schaukästen
(z.B. Speise- und Getränkekarten).

Abweichungen
Bei einigen (z.B. zurückversetzten)
Gebäuden kann es erforderlich
sein, dass Schaukästen aus funktio-
nalen Gründen abweichend freiste-
hend im Zugangsbereich an der
Straße angebracht werden müs-
sen, um eine besondere Benachtei-
ligung zu vermeiden (z.B. Speise-
karten bei zurückliegenden Gast-
stätten).

Schaukasten (hier: Speise- und Geträn-
kekarte)
Wenig ansprechender, »billig« wirkender
Standard-Schaukasten mit Produktwer-
bung an einer Gaststätte.

entfällt

Amina Bojkic
Unterstreichen
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§ 18
Garagen, Carports,

Abfallbehälter

Absatz 1
Bei drei oder mehr nebeneinander lie-
genden Garagen, Carports (über-
dachter, seitlich teilweise offener
Stellplatz) oder Stellplätzen ist zwin-
gend eine Einfriedung gemäß § 19
vorzusehen. Ausgenommen hiervon
sind Garagen, Carports oder Stell-
plätze, die direkt an öffentliche
Verkehrsflächen grenzen. Diese Fest-
setzung gilt unter Hinweis auf § 3
Abs. 3 dieser Satzung für alle Gara-
gen, Carports und Stellplätze, die an
öffentlichen Straßen und Wegen lie-
gen und nicht nur für die gemäß der
Karte in Anlage 2 (Anm.: vgl. Seite
20) dargestellten öffentlichen Stra-
ßenräume und ihre zugewandten
Fassaden-/Grundstücksseiten.

Absatz 2
Werden drei oder mehr Garagen,
Carports (überdachter, seitlich teil-
weise offener Stellplatz) oder Stell-
plätze nebeneinander angeordnet,
sind diese hinsichtlich Bauvolumen,
Form, Werkstoff, Farbe und Gestal-
tung aufeinander abzustimmen. Die-
se Festsetzung gilt unter Hinweis auf
§ 3 Abs. 3 dieser Satzung für alle Ga-
ragen, Carports und Stellplätze, die
an öffentlichen Straßen und Wegen
liegen und nicht nur für die gemäß

Garagen,
Carports,
Abfallbehälter

Allgemeines
Es gibt in der Innenstadt Gelderns
Bereiche, wo nicht nur Gebäude
das Straßenbild prägen, sondern
auch Freiflächen, Garagen, Car-
ports, Stellplätze – und manchmal
auch Mülltonnen. Dies betrifft vor
allem die weniger dicht bebauten
Nebenstraßen, Gassen und Wege.
Auch wenn Nebenanlagen häufig
als untergeodnete und unwichtige
Anlagen angesehen werden, so fal-
len sie dennoch unangenehm auf,
wenn sie gestalterisch vernachläs-
sigt werden. Um zu vermeiden,
dass sich hier unansehliche »Rück-
seiten« entwickeln, werden in der
Satzung für straßenseitig einsehba-
re Nebenanlagen gestalterische
Mindestanforderungen formuliert.

Einfriedungen bilden dabei die ein-
fachste Art der stadtgestalterischen
Integration dieser Bereiche (z.B.
Einfriedung durch Mauern).

Gestaltungsanforderungen
Für alle an öffentlichen Straßen
und Wegen liegenden Garagen,
Carports oder Stellplätzen gilt, dass
sie im Falle der Aneinanderreihung
gestalterisch aufeinander abzu-
stimmen sind. Hiermit soll ein un-
angenehmer »Patchworkcharak-
ter« im Straßenbild vermieden wer-
den. Aufeinander abzustimmende

Einfriedung einer Stellplatzanlage
Durch die Mauereinfriedung der Stell-
platzanlage wirkt der öffentliche Straßen-
raum trotz fehlender Bebauung geordnet
und räumlich gefaßt.
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der Karte in Anlage 2 (Anm.: vgl.
Seite 20) dargestellten öffentlichen
Straßenräume und ihre zugewand-
ten Fassaden-/Grundstücksseiten.

Absatz 3
Ständige Standorte für Abfallbehäl-
ter sind nach Möglichkeit auf der
straßenabgewandten Gebäudeseite
anzuordnen. Werden sie auf der
straßenzugewandten Gebäudeseite
angeordnet, sind sie in angemesse-
ner Entfernung von der Grundstücks-
grenze zu platzieren und durch Ein-
friedungen und Eingrünungen abzu-
schirmen.

§ 19
Einfriedungen

Absatz 1
Als Einfriedungen sind bis zu einer
Höhe von 1,60 m zulässig:
- Hecken,
- Mauerpfeiler mit Schmiedegitter-

bzw. Stahlgitterkonstruktionen,
wobei die Mauerpfeiler einen Ab-
stand von max. 3,00 m aufweisen
dürfen,

- Mauerpfeiler und vollflächige Fül-
lungen in Ziegelsichtmauerwerk
oder verputztem Mauerwerk, wo-
bei die gliedernden Mauerpfeiler ei-
nen Abstand von max. 3,00 m auf-
weisen dürfen.

Garagen,
Carports,
Abfallbehälter

Einfriedungen

Elemente können die Größe (Län-
ge, Breite, Höhe), die verwendeten
Oberflächenmaterialien, die Fas-
sadengliederung oder die Art der
Farben sein.

Abfallbehälter
Für Abfallbehälter, Mülltonnen
usw. gilt, dass sie bevorzugt außer-
halb des Blickfeldes von öffentli-
chen Straßen und Wegen angeord-
net werden sollen. Ist dies nicht
möglich, so ist zumindest ein mög-
lichst großer Abstand zur Straße
einzuhalten. Die Behälter sind
dann einzufrieden bzw. einzugrü-
nen.

Allgemeines
Einige Stellen und Bereiche der In-
nenstadt, wo die Bebauung nicht
unmittelbar an die Straße heran-
reicht bzw. keine Bebauung vor-
handen ist, prägt die Gestaltung
der Freiflächen und der Einfriedun-
gen den Straßenraum.

Gestaltungsanforderungen
Hinsichtlich der Einfriedungen ist
hier in der Innenstadt auf den be-
sonderen städtischen Charakter zu
achten. An Einfriedungen in inner-
städtischen Bereichen werden an-
dere (städtisch wirkende) Anforde-
rungen gestellt als an Einfriedun-

Grundstückseinfriedung
Mauer bzw. Hecke als straßenseitige
Einfriedung: Höhe max. 1,60 m.
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Unzulässig sind Einfriedungen aus
Holz, Holzflechtzäunen, Schilfmat-
ten, textilen Stoffen usw. Diese Fest-
setzung gilt unter Hinweis auf § 3
Abs. 3 dieser Satzung für alle Ein-
friedungen an Grundstücksgrenzen,
die an öffentlichen Straßen und We-
gen liegen und nicht nur für die ge-
mäß der Karte in Anlage 2 (Anm.:
vgl. Seite 20) dargestellten öffentli-
chen Straßenräume und ihre zuge-
wandten Fassaden-/Grundstücks-
seiten.

§ 20
Ordnungswidrigkeiten

Wer vorsätzlich oder fahrlässig ge-
gen die Bestimmungen dieser Sat-
zung verstößt, handelt ordnungswid-
rig im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 20
BauO NW. Ordnungswidrigkeiten
können mit einer Geldbuße bis zu
50.000 EUR geahndet werden.

§ 21
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit dem Tage ih-
rer Bekanntmachung in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Satzung der Stadt
Geldern über Art und Anbringung
von Anlagen der Außenwerbung im
Bereich der Wälle der Stadt Geldern
vom 23.02.1989 außer Kraft.

Ordnungswidrig-
keiten

Inkraftreten

gen in Vororten. Sie werden daher
in der Satzung auf ortstypische
Ausführungen und Gestaltungen
beschränkt. Die Höhenbeschrän-
kung ist so gewählt, dass zum ei-
nen Einblicke verhindert, zum an-
deren ein abweisender Straßen-
raum-Eindruck vermieden wird.
Darüber hinaus sollen Einfriedun-
gen durch entsprechende Gestal-
tungselemente gegliedert werden,
um eine angemessene Kleinmaß-
stäblichkeit zu erreichen.

Damit die Satzung Wirkung zeigt,
sollen Verstöße entsprechend ge-
ahndet werden. Hierbei sind in be-
sonders schwerwiegenden Fällen
Geldbußen bis zu 50.000 EUR
möglich.

Einfriedung mit gestalterischen Bezug
zum Hauptgebäude
Der rote Klinker ist abgestimmt auf die
Ziegelflächen der Gebäudefassade.
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Empfehlungen

Karte mit dem Geltungsbereich der Satzung und den darüber hinaus reichenden Sorgfaltszonen (ehemalige äußere Wallanlagen)



55

Empfehlungen

Straßen und
Freiraumflächen

Äußerer Innenstadt-
ring

Der Geltungsbereich der Sat-
zung umfasst nur einen Teil des
historischen Stadtgrundrisses.
Der äußere Innenstadtring, der
an den Geltungsbereich an-
grenzt, ist daher ergänzend als
besondere Sorgfaltszone zu
betrachten.

Der Geltungsbereich der Gestal-
tungssatzung beinhaltet das Stadt-
gebiet innerhalb und entlang der
Wallstraßen sowie die Stadtein-
gangsbereiche. Außerhalb des Gel-
tungsbereiches befinden sich im
Gegensatz zum Stadtkern vorwie-
gend Wohngebiete, die durch eine
kleinteiligere, offene Bebauung mit
entsprechend hohem Freiflächen-
anteil geprägt sind. Anhand der
Parzellenstruktur ist auch hier in
weiten Teilen der historische Stadt-
grundriss nachvollziehbar. Grund-
stücksgrenzen, Straßen, Wege und
Bäche orientieren sich vielfach an
dem Verlauf der ehem. barocken
Befestigungsanlagen oder sind dar-
auf unmittelbar zurückzuführen.

Um im Sinne der Bodendenkmal-
pflege die barocke Parzellenstruk-
tur zu erhalten bzw. sichtbar zu
machen, soll in diesen Bereichen

eine besondere Sorgfalt bei der Ge-
staltung der parzellenorientierten
Freiraumelemente gelten (z. B. bei
der Gestaltung von Grundstücks-
einfriedungen, der Anlage von
Straßen und Wegen). Bei Verände-
rungen der Parzellengrenzen ist
unbedingt der als Bodendenkmal
eingetragene Stadtgrundriss zu
berücksichtigen.

Straßennutzung

Außengastronomie und Ge-
schäftsauslagen sind so anzu-
ordnen, dass sie nicht störend
im Straßenraum wirken.

Die Aufenthaltsqualität des öffent-
lichen Raumes wird u.a. durch das
belebende Angebot von Außen-
gastronomie und Geschäftsaus-
lagen gestärkt. Um den grundsätz-
lich positiven Eindruck jedoch nicht
zu schmälern, sollte hierbei folgen-
des beachtet werden:
• Keine Behinderung des Kfz- und

Fußgängerverkehres,
• Erhalt eines geordneten und

übersichtlichen Straßenraumein-
druckes (räumliche Nähe zum
Betrieb, angemessener Umfang),

• Verwendung hochwertiger Ma-
terialien und zurückhaltender
Farben (z.B. Holz statt Kunststoff,
keine grelle Farben).

Geordnete Außengastronomie und
Außenauslagen
Das Beispiel zeigt, dass auch die Außen-
gastronomie einen wichtigen Anteil an
der Wirkung des Stadtbildes besitzt. Ein
geordnetes, offenes und zurückhaltendes
Erscheinungsbild ist daher unerlässlich.
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Baudenkmäler

Adresse der Denkmäler Bezeichnung/derzeitige Nutzung

Am Mühlenturm 1 Ehemaliger Mühlenturm
und Kasematten

Bahnhofstraße 13 Villa Wittekop
Bahnhofstraße 24-28 Ehemaliges Postamt
Bahnhofstraße 25 Ehem. Devotionalienfabrik
Bahnhofstraße 27-29 Ehemalige Tabakfabrik
Bahnhofstraße 36-38 Doppelhaus
Gelderstraße 1 Ev. Heilig-Geist-Kirche
Gelderstraße 12 Haus Terstegen
Harttor 4 Ehemaliges Hotel

Trotz mehrmaliger Zerstörung der
Innenstadt Geldern durch Stadt-
brände und Kriege – vor allem im
2. Weltkrieg – sind noch einige
Baudenkmäler in der Innenstadt
vorhanden (vgl. Seite 6/7). Was ein
Denkmal ist, regelt das Denkmal-
schutzgesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen: Hiernach gilt ein
Gebäude als Denkmal, wenn es in
der örtlichen Denkmalliste einge-
tragen ist. Diese Liste wird von der
Stadt Geldern als Untere Denkmal-
behörde geführt und ist dort ein-
sehbar. Baudenkmäler sind im be-
sonderen Maße prägend für das
Stadtbild und für die unverwech-
selbare Identität der Gelderner In-
nenstadt.

Das Denkmalschutzgesetz besagt
darüber hinaus, dass Denkmäler
nicht nur zu schützen und zu pfle-

gen, sondern auch sinnvoll zu nut-
zen sind. Dementsprechend sind
an Denkmälern grundsätzlich sol-
che Veränderungen möglich, die in
Einklang mit dem Denkmalcha-
rakter des Gebäudes stehen. Um zu
verhindern, dass Baudenkmäler
und deren unmittelbares Umfeld
unachtsam beeinträchtigt werden,
ist jede Veränderung erlaubnis-
pflichtig. Die Erlaubnis hierfür er-
teilt die Stadt Geldern als Untere
Denkmalbehörde in Absprache mit
dem Rheinischen Amt für Denkmal-
pflege.

In der nachfolgenden Auflistung
sind Adresse, Bezeichnung bzw.
derzeitige Nutzung aller Denkmä-
ler im Geltungsbereich der Gestal-
tungssatzung aufgeführt (Stand
2005):
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Baudenkmäler

Hülser-Kloster-Straße Mosaik an der Michaelschule
Issumer Straße 3 Geschäfts- und Wohnhaus
Issumer Straße 4 Fassade eines Geschäfts- und

Wohnhauses
Issumer Straße 8 Geschäfts- und Wohnhaus
Issumer Straße 10 Geschäfts- und Wohnhaus
Issumer Straße 13 Geschäfts- und Wohnhaus
Issumer Straße 23 Geschäfts- und Wohnhaus
Issumer Straße 38 Geschäfts- und Wohnhaus
Issumer Straße 40 Gaststätte und Wohnhaus
Issumer Straße 42 Geschäfts- und Wohnhaus
Issumer Straße 44 Gaststätte und Wohnhaus
Issumer Straße 62 Café und Wohnhaus
Issumer Straße 64 Geschäfts- und Wohnhaus
Issumer Tor 8 Geschäfts- und Wohnhaus
Issumer Tor 24 Wohnhaus
Issumer Tor 45 Ehemalige Gaststätte
Kapuzinerstraße 25 Gebäude
Kapuzinerstraße 27 Geschäfts- und Wohnhaus
Kapuzinerstraße 30 Wohnhaus
Kapuzinerstraße 32 Ehemalige Kapuzinerkirche
Kapuzinerstraße 38 Gebäude
Kapuzinerstr. 60-62 Doppelwohnhaus
Karmeliterstraße 1 Gebäude
Karmeliterstraße 12 Pastorat
Kirchplatz 11 Kath. Pfarrkirche St. Maria-Magda-

lena
Markt 20 Ehemalige Remise
Markt 25 Ehem. Sparkasse; Stadtwerke
Markt 26 Geschäfts- und Wohnhaus
Nordwall 1 Wohnhaus
Nordwall 13 und 15 Wohnhaus
Nordwall 19 Wohnhaus
Nordwall 51 Amtsgericht
Nordwall 53 Wohnhaus
Nordwall 65 Geschäfts- und Wohnhaus

Adresse der Denkmäler Bezeichnung/derzeitige Nutzung
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Baudenkmäler

Ostwall 1 Reckmann-Villa
Ostwall 3-5 Ehemaliges Verwaltungsgebäude
Ostwall 13 Wohnhaus
Ostwall Refektorium des Klosters Nazareth;
Ostwall 30 Ehem. Magazin, ehem. Kaserne,

ehem. Stadtverwaltung, ehem.
Arbeitsamt

Ostwall 32 Ehem. Landwirtsch. Winterschule
Ostwall 38 Kachelmosaik von Heribert Reul
Ostwall 59 Wohnhaus
Ostwall 63 Wohnhaus
Südwall 41 Wohnhaus
Südwall 43 Ehem. Gaststätte und Wohnhaus
Westwall 3 Wohnhaus
Westwall 14 Wohnhaus
Westwall 24 Wohnhaus
Westwall 26 Wohnhaus
Westwall 33 Wohnhaus
Westwall 37 Wohnhaus
Westwall 39 Wohnhaus
Westwall 41 Wohnhaus
Westwall 43 Wohnhaus
Westwall 51 Wohnhaus
Westwall 53 Wohnhaus
Westwall 55 Wohnhaus
Westwall 57 Wohnhaus
Westwall 59 Wohnhaus
Westwall 61 Gebäude
Westwall 69 Wohnhaus
Westwall 71 Wohnhaus
Westwall 73 Wohnhaus

Adresse der Denkmäler Bezeichnung/derzeitige Nutzung



59

Unzulässige Farben

Das Stadtbild der Innenstadt Gel-
dern wird im Bereich der Fassaden
vor allem von weißen oder gedeck-
ten Farben im Farbspektrum gelb,
braun, grün und rot (Ziegel) ge-
prägt. Stark leuchtende oder grel-
le Farben sind dementsprechend
untypisch für Geldern und wirken
auch schon in kleinen Dosierungen
störend im Straßenbild. Daher wird
in der Gestaltungssatzung zum
Schutz des Stadtbildes die Verwen-
dung von grellen Farbtönen sowie
von Leucht-, Reflex- und Signal-
farben ausgeschlossen. Hierzu zäh-
len insbesondere folgende Farben
und Farbtöne aus dem sogenann-
ten RAL-Farbregister:

RAL 1003, signalgelb
RAL 1016, schwefelgelb
RAL 1021, kadmiumgelb
RAL 1026, leuchtgelb
RAL 1028, melonengelb
RAL 2002, blutorange
RAL 2003, pastellorange
RAL 2005, leuchtorange
RAL 2007, leuchthellorange
RAL 2008, hellrotorange
RAL 2010, signalorange
RAL 3001, signalrot
RAL 3015, hellrosa
RAL 3018, erdbeerrot
RAL 3024, leuchtrot
RAL 3026, leuchthellrot
RAL 4003, erikaviolett
RAL 4005, blaulila

RAL 4008, signalviolett
RAL 5005, signalblau
RAL 6018, gelbgrün
RAL 6032, signalgrün

Farben der Sonderfarbenreihe RAL
F 7 (Reflexfarben):
RAL 2006, RAL 3019, RAL 3030,
RAL 5016, RAL 6030, RAL 8026,
RAL 9014, RAL 9019

Farben der Sonderfarbenreihe RAL
F 81 (Farben im Straßenverkehr):
RAL 1023, RAL 2009, RAL 3020,
RAL 4006, RAL 5017, RAL 6024,
RAL 7042, RAL 7043, RAL 9016,
RAL 9017



Kontakt
Wenn Sie Fragen zur Zulässigkeit 
von Neu-, An- oder Umbauten, 
Nebengebäude sowie Werbean-
lagen haben oder entsprechende 
Bauanträge stellen wollen, wenden 
Sie sich bitte an:

Ansprechpartner

Planungsabteilung
Tel. 02831-398-330
       02831-398-372

 

Fax.: 0 28 31-398-130

Öffnungszeiten

Dienstag    14.00-16.00 Uhr    
Mittwoch   8.30-12.30   Uhr 

Hausanschrift

Stadt Geldern
Bau- und Planungsamt
Issumer Tor 36
47608 Geldern

www.geldern.de




